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Der Wissenschaftliche Beirat hat die aktu-
elle öffentliche wie akademische Diskussion 
über die Verteilungsgerechtigkeit zum An-
lass genommen, die empirischen Fakten zur 
Einkommensverteilung in Deutschland nä-
her zu betrachten. Es zeigt sich, dass die Un-
gleichheit in den Arbeitseinkommen – also 
vor Steuern und Transfers – in Deutschland 
nach der Wiedervereinigung zugenommen 
hat; die Entwicklung in den letzten zehn 
Jahren ist je nach Indikator jedoch unein-
heitlich. Bei den verfügbaren Einkommen 
– nach Steuern und Transfers – zeigen die 
Daten für Deutschland, dass die umvertei-
lende Wirkung des Staates im Zeitablauf 
nicht abgenommen hat. Der Sozialstaat hat 
Veränderungen in der Ungleichheit der 
Arbeitseinkommen am unteren Ende der 
Einkommensskala weitgehend abgemildert 
und seine ausgleichende Funktion über die 
Zeit hinweg bewahrt. 

Der Wissenschaftliche Beirat betont in sei-
nem Gutachten, dass sich die Entwicklung 
der Verteilungsgerechtigkeit nicht alleine 
an den üblichen, jährlich erhobenen Ma-
ßen wie dem Gini-Koeffizienten festmachen 
lässt. Wichtiger ist vielmehr die Verteilung 
der Lebenseinkommen, so dass die soziale 
Mobilität der Menschen über die Zeit sowie 
zwischen den Generationen stärker in die 
Betrachtung einbezogen werden sollte. Der 
Beirat sieht Möglichkeiten zur Erhöhung 
von Chancengleichheit und sozialer Mobili-
tät vor allem in der Bildungspolitik und dort 
insbesondere in der Förderung der früh-
kindlichen Entwicklung. Er sieht aber auch 
die Notwendigkeit, die unterschiedlichen 
Fördersysteme für besonders benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen besser aufeinander 
abzustimmen. Schließlich betont er die Be-
deutung einer maßvollen, aber konsequen-
ten Besteuerung von Erbschaften.

Kurzfassung
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Einkommensungleichheit und soziale Mobilität

In der öffentlichen Diskussion haben Ver-
teilungsfragen in den letzten Jahren erheb-
lich an Bedeutung gewonnen. Politiker aller 
Couleur, Gewerkschaften und Sozialver-
bände sehen die soziale Balance in Gefahr. 
Durch die Globalisierung, aber auch durch 
die Arbeitsmarkt- und Sozialreformen der 
letzten Jahre – so das Argument – habe sich 
die soziale Kluft in Deutschland vergrößert. 
Presseberichte über steigende Armutsquo-
ten und zunehmende Ungleichheit bei den 
Einkommen und Vermögen scheinen diese 
These zu untermauern.1 Unterstützung 
kommt auch von wissenschaftlicher Seite. 
Eine der Kernaussagen von Thomas Piketty 
(2014), dessen Buch „Das Kapital im 21. Jahr-
hundert“ nicht nur auf den Wirtschaftssei-
ten sondern auch in den Feuilletons vieler 
Tageszeitungen besprochen wurde, lautet, 
dass ohne korrigierende Maßnahmen des 
Staates die Ungleichheit innerhalb einer 
Gesellschaft gleichsam gesetzmäßig ständig 
zunehmen müsse.2 

1	 Die Debatte wird zum Teil auch von politöko-
nomischen Prozessen befeuert, wenn sich z.B. Sozi-
alverbände durch die Betonung steigender Armuts-
quoten eine Ausweitung ihrer Geschäftstätigkeit 
versprechen. Daher warnt auch Georg Cremer, der 
Generalsekretär des Deutschen Caritasverbandes 
vor einer Skandalisierung realer Armutsprobleme, 
die die Abstiegsängste der Mittelschicht schüre; 
siehe „Die tief zerklüftete Republik“, Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 27.04.2016.
2	 Für umfangreiche Besprechungen des Buches 
siehe Paqué (2014), Homburg (2015) sowie die Bei-
träge in CESifo Forum (Spring 2015).

In Deutschland hat Marcel Fratzscher, der 
Präsident des DIW, mit dem Buch „Vertei-
lungskampf“ sowie in zahlreichen Kolum-
nen und Interviews die These vertreten, dass 
in kaum einem Industrieland die Ungleich-
heit so groß sei wie in Deutschland und dass 
die Schere zwischen Arm- und Reich immer 
weiter auseinandergehe.3 

Der Wissenschaftliche Beirat hat die ak-
tuelle öffentliche wie akademische Diskus-
sion zum Anlass genommen, die empiri-
schen Fakten zur Einkommensverteilung 
in Deutschland näher zu betrachten. In die-
ser Stellungnahme werden dabei verschie-
dene Ungleichheitsindikatoren vorgestellt 
und hinsichtlich ihrer Aussagekraft kritisch 
gewürdigt. So wird zunächst gefragt, ob 
und inwieweit die Ungleichheit der Arbeits-
einkommen in Deutschland zugenommen 
hat. Hierzu wird die Einkommensentwick-
lung in Deutschland sowohl über die Zeit 
hinweg als auch im internationalen Ver-
gleich kurz dargestellt. Der Beirat beleuch-
tet dann die Rolle des Staates und zeigt auf, 
in welchem Umfang der Staat durch seine 
Steuer-, Transfer- und Arbeitsmarktpolitik 
die Einkommensverteilung verändert. Von 
dieser Bestandsaufnahme ausgehend be-
schäftigt sich der Beirat mit der Frage, mit-
tels welcher Instrumente die Verteilung in 
Deutschland beeinflusst werden kann, falls 

3	 Siehe Fratzscher (2016), sowie „Wohlstand für 
wenige“, Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung, 
13.03.2016, 26 oder „Wer unten ist, bleibt unten“, 
Zeit online, 19.03.2016.



Seite 8     Einkommensungleichheit und soziale Mobilität

die Politik hier Handlungsbedarf sieht.4 Da-
bei stellt der Beirat die Rolle der sozialen 
Mobilität in den Mittelpunkt seiner Überle-
gungen. Leitgedanke ist die Erkenntnis der 
Wohlfahrtsökonomik, dass Verteilungsziele 
kostengünstiger durch Angleichung der 
Startchancen (z.B. in Form von Bildung) zu 
erreichen sind. Kernbotschaften dieser Stel-
lungnahme sind:

•	 Die Ungleichheit in den Arbeitseinkom-
men in Deutschland ist verschiedenen 
Indikatoren zufolge heute höher als 
nach der Wiedervereinigung. In den letz-
ten zehn Jahren ist die Entwicklung je 
nach Indikator indes uneinheitlich. 
 

•	 Die Ursachen für die Entwicklungen 
sind vielfältig und nur teilweise bekannt. 
Aus verteilungspolitischer Sicht macht 
es durchaus einen Unterschied, ob der 
Anstieg den Anfang eines säkularen 
Trends größerer Entlohnungsungleich-
heit markiert oder ob es sich um einen 
Nebeneffekt gewünschter Verände-
rungen wie z.B. vermehrter freiwilliger 
Teilzeitarbeit handelt. Die Analyse zeigt 
auch, dass die Entwicklung am unte-
ren Ende der Einkommensverteilung 
unterschiedlich ausfällt, je nachdem ob 
arbeitslose Haushalte mit in die Betrach-
tung einbezogen werden oder nicht. 

•	 Im Hinblick auf die verfügbaren Ein-
kommen nach Umverteilung durch 
Steuern und Transfers zeigen die Daten 
für Deutschland, dass der Sozialstaat 
Veränderungen in der Ungleichheit der 
Arbeitseinkommen am unteren Ende der 
Einkommensskala weitgehend abmildert 
und seine ausgleichende Funktion über 
die Zeit hinweg bewahrt hat. 

4	 Der Beirat klammert die normativen Fragen, 
wie eine gerechte Einkommensverteilung auszuse-
hen hat und ob in Deutschland überhaupt verstärk-
ter verteilungspolitischer Handlungsbedarf be-
steht, aus, weil in der Bevölkerung sehr heterogene 
und zum Teil konfligierende Gerechtigkeitsnormen 
existieren.

•	 Die Verteilung in Deutschland alleine 
an jährlich erhobenen Maßen wie dem 
Gini-Koeffizienten zu messen, greift zu 
kurz. Um Aussagen über die Verteilung 
treffen zu können, muss vielmehr die 
soziale Mobilität der Menschen über die 
Zeit sowie zwischen den Generationen 
in die Betrachtung mit einbezogen wer-
den. 

•	 Falls die Politik mehr Einkommens-
gleichheit anstrebt, sollte sie nach 
Auffassung des Beirats vorzugsweise 
Maßnahmen ergreifen, die geeignet er-
scheinen, Chancengleichheit und soziale 
Mobilität zu erhöhen. Eine derartige, 
mittelbar wirkende Verteilungspolitik 
verspricht, langfristig ursachengerechter 
und fiskalisch kostengünstiger zu sein 
als eine unmittelbar wirkende Korrektur 
verfügbarer Einkommen. 

•	 Die Stellungnahme diskutiert Mög-
lichkeiten zur Erhöhung von Chan-
cengleichheit und sozialer Mobilität. 
Der Beirat sieht solche vor allem in der 
Bildungspolitik und dort insbesondere 
in der Förderung der frühkindlichen 
Entwicklung. Er sieht aber auch die 
Notwendigkeit, die unterschiedlichen 
Fördersysteme für besonders benach-
teiligte Bevölkerungsgruppen besser 
aufeinander abzustimmen. Schließlich 
betont er die Bedeutung einer maßvol-
len, aber konsequenten Besteuerung von 
Erbschaften.
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1.	 Hat die Ungleichheit bei den Arbeitsein- 
	 kommen zugenommen?

In der öffentlichen Diskussion werden Ein-
kommensungleichheit und Vermögensun-
gleichheit, Ungleichheit vor und nach Steu-
ern, Lohnungleichheit und Einkommensun-
gleichheit oft durcheinandergeworfen. Dies 
ist eine der Ursachen für die scheinbar wi-
dersprüchlichen Befunde empirischer Stu-
dien zur Ungleichheit in Deutschland. Da-
her ist es wichtig, die Untersuchungsebene 
klar zu definieren. In diesem Abschnitt 
geht es ausschließlich um Arbeitseinkom-
men vor staatlichen Eingriffen wie Steuern 
oder Transfers. Einkommensungleichheit 
nach Steuern und Transfers wird in Kapitel 
2 behandelt, wo auch kurz die Vermögens-
ungleichheit diskutiert wird. Dabei wird 
zunächst untersucht, wie sich die Ungleich-
heit am oberen Ende der Verteilung verän-
dert hat, dann werden das untere Ende der 
Verteilung und schließlich umfassende Un-
gleichheitsmaße betrachtet. 

Nicht jeder Anstieg der gemessenen 
Ungleichheit darf mit einer Zunahme ge-
sellschaftlicher Ungleichheit gleichgesetzt 
werden. So ist z.B. ein Teil der gemesse-
nen Ungleichheit unproblematisch und 
durchaus erwünscht. Wenn die „Genera-
tion Y“, d.h. die in den letzten beiden De-
kaden vor dem Jahr 2000 Geborenen, mehr 
Wert auf „Work Life Balance“ legt, weni-
ger arbeitet und dafür etwas mehr Freizeit 
konsumiert, während die in den 70er Jah-
ren geborene „Generation Golf“ noch voll 

arbeitet, so steigt die gemessene Einkom-
mensungleichheit bei den Arbeitseinkom-
men als Ausdruck veränderter Präferenzen. 
Auch regionale Unterschiede in den Preisni-
veaus können zu Variationen in der gemes-
senen Ungleichheit führen, ohne dass die 
reale Ungleichheit betroffen ist. Wenn z.B. 
Haushalte verstärkt in Ballungszentren zie-
hen, wird sich die gemessene Ungleichheit 
erhöhen, weil der nominale Lohn dort über-
durchschnittlich hoch ist. Da aber zugleich 
die Lebenshaltungskosten dort höher sind, 
ist unklar, ob sich die Haushalte wirklich 
mehr leisten können und ob daher die Un-
gleichheit der realen Einkommen tatsäch-
lich gestiegen ist.

Laufen die Einkommen an der Spitze 
davon? 

Die öffentliche Diskussion wird geprägt 
durch die (vermeintlich) stetig steigenden 
Einkommen der Top-Verdiener. Während 
die Einkommen typischer Arbeitnehmer 
seit Jahren stagnieren oder nur moderat 
zunehmen, scheinen die Einkommen der 
Spitzenverdiener zu explodieren. Zumindest 
legen dies die Berichte über üppige Bonus-
zahlungen und lukrative Managergehälter 
nahe. Insgesamt ist die Datenlage für diese 
Einkommensschichten eher bescheiden. In 
den umfangreichen Befragungsdaten, wie 
sie das sozioökonomische Panel oder der 



glieder zum Haushaltseinkommen bei. Um 
sich ein Bild davon machen zu können, wie 
sich das Arbeitseinkommen eines Haushalts 
am 90. Perzentil relativ zum Median entwi-
ckelt hat, zeigt die helle durchgezogene Li-
nie in Abbildung 1 die P90/P50-Relation 
bei den Haushaltsarbeitseinkommen. Wie 
in der Literatur üblich werden dabei fiktive 
Pro-Kopf-Einkommen ermittelt, die mit der 
OECD-Äquivalenzskala aus den Haushalts-
arbeitseinkommen berechnet werden.7 Da-
bei werden nur Haushalte mit mindestens 
einer Erwerbsperson und mit einem Haus-
haltsvorstand zwischen 25 und 60 Jahren 
berücksichtigt.8 Das Ungleichheitsmaß des 
Einkommens liegt generell höher als bei den 
Stundenlöhnen.

7	 Die OECD-Äquivalenzskalen berücksichtigen 
die Tatsache, dass bei einigen Gütern der Pro-
Kopf-Konsum mit der Haushaltsgröße sinken kann, 
um das gleiche Nutzenniveau zu erhalten wie ein 
Single-Haushalt. Für die hier verwendeten Daten 
werden zur Berechnung der Haushaltsgröße der 
erste Erwachsene mit 1, jeder weitere Erwachsene 
mit 0,7 und jedes Kind mit 0,5 gewichtet und die 
so gewichteten Haushaltsmitglieder aufaddiert. 
Das Arbeitseinkommen, das auch Bonuszahlungen 
umfasst, wird dann durch diese Äquivalenzgröße 
geteilt. Diese Äquivalenzskala wird hier bereits 
bei den Arbeitseinkommen angewendet, um die 
Ungleichheit von Konsummöglichkeiten vor staat-
licher Umverteilung darstellen zu können. Die Ver-
wendung von Äquivalenzskalen beeinflusst dabei 
direkt die Messung von Ungleichheit. So steigt die 
Ungleichheit automatisch, wenn sich z.B. ein Paar 
in den unteren Einkommensschichten trennt oder 
wenn sich zwei Individuen aus den oberen Einkom-
mensschichten zu einem Paar zusammenfinden.
8	 Die Kriterien für die Auswahl der Beobach-
tungsstichprobe folgen denen im Papier von Fuchs-
Schündeln, Krüger und Sommer (2010). Dieses 
Papier ist Teil eines Sonderheftes der Review of 
Economic Dynamics, in dem Ungleichheitsmaße in 
verschiedenen Ländern basierend auf den gleichen 
Auswahlkriterien für die Stichproben dargestellt 
werden. Da Stundenlöhne als Einkommen dividiert 
durch Arbeitsstunden berechnet werden, sind sie 
eher für Messfehler anfällig als die Arbeitseinkom-
men alleine. Daher werden in Fuchs-Schündeln, 
Krüger und Sommer (2010) Beobachtungen mit 
einem Stundenlohn unter 3 Euro und die Top 0,5 % 
der Lohnverteilung ausgeschlossen. Belässt man 
diese Beobachtungen in der Stichprobe, so verän-
dern sich die Perzentilverhältnisse in Abbildungen 
1 und 3 nicht nennenswert. Der Gini-Koeffizient in 
Abbildung 4 weist in den 80er Jahren aber große 
Schwankungen auf, wenn die Top 0,5 % der Lohn-
beobachtungen einbezogen werden. Diese großen 
Schwankungen sind ein starkes Indiz für Messfehler. 

Mikrozensus liefern, sind die Einkommen 
der Spitzenverdiener nur lückenhaft er-
fasst, da Spitzenverdiener (z.B. die Top 1 % 
der Einkommensverdiener) in unzureichen-
dem Maße in der Stichprobe erscheinen. 
Mit Datensätzen der Steuerstatistik kann 
man diesem Problem begegnen. Sie wer-
den daher häufig für die Beschreibung der 
Entwicklung der Top-Einkommen genutzt.5 

Legt man das Augenmerk aber auf eine brei-
tere Definition der „Spitze“, so lassen sich 
auch aus dem sozioökonomischen Panel Er-
kenntnisse gewinnen.

Abbildung 1 zeigt, wie sich von 1983 bis 
2013 die Stundenlöhne an der Grenze zu 
den obersten zehn Prozent der Verteilung, 
dem sogenannten 90. Perzentil (P90), rela-
tiv zum Median (P50) entwickelt haben. Die 
dunkle, durchgezogene Linie zeigt diese 
P90/P50-Relation zunächst für die Stunden-
löhne, wobei nur Erwerbstätige zwischen 25 
und 60 Jahren berücksichtigt wurden. Wäh-
rend 1991 – im ersten Jahr nach der Wie-
dervereinigung – der Stundenlohn am 90. 
Perzentil 1,78 mal so hoch lag wie der Me-
dianstundenlohn ist diese Relation bis 2013 
auf 1,95 angestiegen.6 Dabei erfolgte der An-
stieg hauptsächlich in den letzten zehn Jah-
ren. 

Die P90/P50-Relation lässt sich z.B. her-
anziehen, um Aussagen zur Entwicklung der 
marktlichen Stundenlöhne an der Spitze zu 
treffen. Über die Einkommensungleichheit 
der Haushalte sagt dieses Maß jedoch we-
nig aus. Denn erstens hängt das Einkommen 
nicht nur vom Stundenlohn, sondern auch 
von der Arbeitszeit ab, und zweitens tragen 
in einem Haushalt potentiell mehrere Mit-

5	 Die Steuerstatistik hat wiederum das Problem, 
dass Haushalte mit besonders geringem Einkom-
men keine Einkommensteuer zahlen und daher 
potentiell nicht erfasst sind.
6	 Die gestrichelte Linie zeigt, dass sich das Bild 
kaum ändert, wenn man anstelle der Erwerbstäti-
gen alle Erwerbspersonen, also auch die Arbeitslo-
sen, betrachtet. Arbeitslose gehen hier mit einem 
Stundenlohn von 0 Euro ein. Durch die Erweiterung 
des Personenkreises fällt der Medianstundenlohn 
niedriger und die P90/P50-Relation etwas höher 
aus.
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Ein deutlicher Anstieg der P90/P50-Re-
lation bei den Haushaltseinkommen er-
folgte zwischen Ende der achtziger und An-
fang der neunziger Jahre. Allerdings ist dies 
durch einen rein statistischen Effekt be-
dingt. Da die Einkommen in Ostdeutsch-
land niedriger waren und immer noch sind, 
ist die in Abbildung 1 dargestellte Relation 
seit Anfang der neunziger Jahre automatisch 
höher. Die vertikale Linie in den Abbildun-

9 Die Berechnungen aus den SOEP-Daten in die-
ser und den folgenden Grafiken lassen sich mithilfe 
der unter doi:10.7910/DVN/QPJH7D bereitgestell-
ten Stata Do Files replizieren.
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gen zwischen 1990 und 1991 markiert die-
sen Bruch in der zugrundeliegenden Stich-
probe: Bis 1990 sind nur die Einkommen 
von westdeutschen Haushalten erfasst, ab 
1991 die Einkommen aller deutschen Haus-
halte. Ein Anstieg der P90/P50-Relation ist 
in den ersten Jahren des 21. Jahrhunderts zu 
verzeichnen. Allerdings setzt sich dieser An-
stieg nicht fort und die P90/P50-Relation 
geht ab 2005 wieder zurück. Die letzte Be-
obachtung für 2013 zeigt ein Maß der Un-
gleichheit unterhalb des 2005 erreichten 
Maximalwertes. 

Quelle: SOEP, eigene Berechnungen. Löhne sind individuelle Bruttostundenlöhne aller Erwerbstätigen, inkl. Selbständiger, 
zwischen 25 und 60 Jahre, berechnet als Quotient von individuellem Arbeitseinkommen und Arbeitsstunden. Beobachtungen 
mit Stundenlöhnen unter 3 Euro und die Top 0,5 % der Lohnverteilung werden ausgeschlossen (siehe Fußnote 8). In „Lohn inkl. 
Arbeitslose“ gehen Arbeitslose mit einem Stundenlohn von 0 ein. Das Haushaltsarbeitseinkommen gibt das aufsummierte Ar-
beitseinkommen aller Haushaltsmitglieder in Haushalten mit einem 25- bis 60-jährigen Haushaltsvorstand an geteilt durch die 
OECD-Äquivalenzskala. Es entspricht dem Einkommen, das jedes Haushaltsmitglied erhalten müsste, um den gleichen Lebens-
standard zu bekommen wie ein Erwachsener, der in einem Ein-Personenhaushalt lebt. Es werden nur Haushalte mit mindestens 
einer Erwerbsperson berücksichtigt. Bei Löhnen werden Personengewichte, beim Haushaltsarbeitseinkommen Haushaltsge-
wichte benutzt. 

Abbildung 1: Stundenlöhne und Haushaltsarbeitseinkommen des 90. Perzentils 
 relativ zum Median9
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ist hier die Entwicklung der Top-Einkom-
men für Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien und USA dargestellt. Entgegen der 
landläufigen Meinung hat die Ungleichheit 
mit der wirtschaftlichen Entwicklung kei-
neswegs beständig zugenommen. Es gab in 
den Industrieländern vielmehr einen säku-
laren Rückgang der Ungleichheit bis Ende 
der 80er Jahre. In den USA ist der Anteil, den 
das obere 1 % der Einkommensbezieher ver-
dient, aber in den letzten 30 Jahren deut-
lich gestiegen und nähert sich Werten an, 
die in der Zeit vor dem ersten Weltkrieg ver-
zeichnet werden. In Großbritannien hat es 
ebenfalls einen starken Anstieg gegeben. Die 
Werte liegen hier allerdings noch deutlich 
unterhalb der Vorkriegswerte. In Frankreich 
verläuft die Kennziffer der Ungleichheit 
seit dem zweiten Weltkrieg eher flach. Für 
Deutschland findet sich eine ähnliche Ent-
wicklung nach dem zweiten Weltkrieg wie 
für Frankreich, allerdings zeigt sich ein An-
stieg des Einkommensanteils des 1. Perzen-
tils zu Beginn des 21. Jahrhunderts. Gleich-
wohl ist die Ungleichheit deutlich niedriger 
als zu Beginn des 20. Jahrhunderts und der 
Anstieg deutlich weniger ausgeprägt als in 
den USA.

Die internationale Literatur zur Ent-
wicklung der Top-Einkommen stellt häu-
fig nicht auf die oberen 10 % der Einkom-
mensverteilung ab, sondern vielmehr auf 
die viel kleinere Gruppe der absoluten Spit-
zenverdiener wie zum Beispiel das obere 
1 %. Eine solche Untersuchung lässt sich nur 
sinnvoll durchführen, wenn neben den Ar-
beitseinkommen auch die Kapitaleinkom-
men erfasst werden. Gerade für die USA 
hat sich gezeigt, dass der rapide Anstieg der 
Topeinkommen im Wesentlichen auf das 
obere 1 % der Einkommensbezieher zurück-
zuführen ist (Atkinson, Piketty und Saez 
2011). Mit Hilfe der Steuerstatistik lassen 
sich ähnliche Untersuchungen für die Ein-
kommensanteile der Spitzenverdiener auch 
für Deutschland durchführen, allerdings 
nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung. 
Der Einkommensanteil der Top-Verdiener10 
liegt indes, nach einem Anstieg von 2001 bis 
2008, im Jahr 2010 nur wenig über den Ni-
veaus in den 1990er Jahren (Bartels und Jen-
derny 2015).

Auch über einen säkularen Zeitraum be-
trachtet findet sich für Deutschland keine 
monotone Einwicklung hin zu höherer Ein-
kommensungleichheit. Abbildung 2 zeigt 
die Einkommensentwicklung am oberen 
Rand der Einkommensverteilung von 1890 
bis 2010 für einige Industrieländer. Aller-
dings wird nicht die Perzentilrelation wie 
in Abbildung 1 abgebildet sondern der Ein-
kommensanteil, der von den Top-1 % der 
Einkommensbezieher erzielt wurde, wobei 
hier neben den Arbeitseinkommen auch Ka-
pitaleinkommen berücksichtigt sind. Die 
Daten stammen aus dem von Facundo Al-
varedo, Tony Atkinson, Thomas Piketty und 
Emmanuel Saez initiierten Projekt „The 
World Top Income Database“. Beispielhaft 

10	 Zu den Top 1 % gehören Haushalte mit einem 
Gesamteinkommen von mehr als 165.672 Euro; für 
die der Top 0,1 % liegt die Grenze bei 630.374 Euro 
und für die Top 0,01 % bei 3.106.838 Euro. Die Ein-
kommen beziehen sich auf das Jahr 2008 in Preisen 
von 2010; siehe Bartels und Jenderny (2015, S. 41).
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haltsarbeitseinkommen als der Stunden-
löhne, sowie eine Zunahme der Ungleich-
heit über die Zeit, was sich hier in einer fal-
lenden Kurve ausdrückt. Bei den Stunden-
löhnen ist das P10/P50-Verhältnis von 50 % 
im Jahr 1991 nur sehr leicht auf 48 % in 2013 
gefallen (durchgezogene schwarze Linie). 
Bei den Haushaltsarbeitseinkommen ist 
die P10/P50-Relation seit der Jahrtausend-
wende deutlicher gesunken. 2013 verdiente 
der Haushalt am 10. Perzentil mit 18 % 
des Medianhaushaltseinkommens ganze 25 
Prozentpunkte weniger als 1992. 

Sinken die Einkommen am unteren 
Ende? 

In der öffentlichen Diskussion werden oft 
die Einkommen der Topverdiener als Beleg 
für eine soziale Schieflage angeführt. Auch 
wenn sich die (Verteilungs-)Ziele der Bürger 
im Detail unterscheiden, so wollen doch die 
Wenigsten hohe Einkommen verhindern, 
sondern vielmehr sehr niedrige Einkom-
men und damit einhergehende Armutsrisi-
ken vermeiden. Daher ist für die Beurteilung 
der Verteilung der Arbeitseinkommen die 
Entwicklung am unteren Ende der Einkom-
mensskala besonders bedeutsam. Abbil-
dung 3 stellt – analog zu Abbildung 1 – die 
Relationen des 10. Perzentils (P10) relativ 
zum Median (P50) dar. Auch hier zeigen sich 
wieder eine größere Ungleichheit der Haus-

Quelle: http://topincomes.parisschoolofeconomics.eu/.

Abbildung 2: Einkommensanteil der oberen 1 % 
 (inkl. Kapitaleinkommen, aber ohne nicht-realisierte Kapitalgewinne)
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Insbesondere am unteren Ende der Ein-
kommensverteilung spielt es allerdings eine 
große Rolle, ob arbeitslose Haushalte mit in 
die Betrachtung einbezogen werden oder 
nicht.11 Wenn beispielsweise die Arbeitslo-
sigkeit fällt und diejenigen, die wieder Ar-
beit finden, mit niedrigen Stundenlöhnen 
einsteigen, führt dies, sofern man nur die 
Erwerbstätigen betrachtet, zu einem Anstieg 
der Ungleichheit. Tatsächlich führt der Wie-
dereinstieg in die Beschäftigung aber zu ei-
ner deutlichen Steigerung des Arbeitsein-
kommens und daher zu einer Angleichung 
der Arbeitseinkommen der Erwerbsper-
sonen. Betrachtet man die Relationen der 
Stundenlöhne am 10. Perzentil zum Median 
unter Einbeziehung der Arbeitslosen (gestri-
chelte Linie), die mit einem Lohn von Null 
eingehen, so sieht man sehr deutlich, wie die 
Ungleichheit bis 2005 zunimmt und danach 
wieder abnimmt, bedingt durch den Anstieg 
und folgenden Rückgang der Zahl der Ar-
beitslosen.12 

11	 Siehe hierzu auch OECD (2015, 28).
12	 Der in der Ungleichheitsdebatte immer wieder 
angeführte Anteil der Beschäftigten im Nied-
riglohnsektor ist vor 2005 stark angestiegen, im 
anschließenden Zeitraum bis 2012 annähernd kon-
stant geblieben (20,4 % bzw. 20,8 %). Wenn man 
die Niedriglohnempfänger jedoch zusammen mit 
allen von staatlichen Transfers abhängigen Arbeits-
losen betrachtet, ergibt sich ein anderes Bild. Der 
Anteil dieser auf dem Arbeitsmarkt benachteiligten 
Gruppe hat im selben Zeitraum von 30,8 % auf 
24,9 % deutlich abgenommen (Schöb 2015).
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den. Würde man beispielsweise auch die Be-
völkerung im Alter von mehr als 60 Jahren 
stärker berücksichtigen, würde der Gini-Ko-
effizient allein durch den demographischen 
Wandel ansteigen. Denn wenn eine Person 
von der Erwerbstätigkeit in die Rente wech-
selt, sinkt das Einkommen dieser Person 
und die statistisch gemessene Ungleichheit 
nimmt zu, ohne dass die meisten Menschen 
den Wechsel in die Rente per se verteilungs-
politisch problematisch finden. Mit einem 
ähnlichen Argument wurden Personen un-
ter 25 Jahren ausgeklammert: Da die Ein-
kommen während der Ausbildungsphase 
typischerweise gering sind, würde eine Ver-
längerung der Ausbildungszeiten die gemes-
sene Ungleichheit vergrößern. Mit 25 Jahren 
hat ein Großteil der Bevölkerung die Ausbil-
dung abgeschlossen, so dass der Effekt mit 
dieser Altersgrenze eliminiert werden kann.

Der Gini-Koeffizient als Maß der 
Ungleichheit 

Die bisherigen Ausführungen konzentrier-
ten sich auf den paarweisen Vergleich von 
unterschiedlichen Personen bzw. Haushal-
ten in der Einkommenshierarchie. Ein Maß, 
das die Ungleichheit über die gesamte Ein-
kommensskala hinweg misst, ist der Gini-
Koeffizient. Dieser Koeffizient nimmt den 
Wert 0 an, wenn alle Haushalte dasselbe 
Einkommen erzielen, und beträgt 1, wenn 
ein Haushalt alles Einkommen erzielt und 
alle anderen Haushalte kein Einkommen 
erhalten. Ein höherer Gini-Koeffizient weist 
auf eine größere Einkommensungleichheit 
hin. Dabei ist zu beachten, dass auch bei 
der Ermittlung des Gini-Koeffizienten nur 
Haushalte mit einem Haushaltsvorstand im 
Alter von 25 bis 60 Jahre berücksichtigt wur-

Quelle: SOEP, eigene Berechnungen. Siehe Abbildung 1 für weitere Erläuterungen. 

Abbildung 3: Stundenlöhne und Haushaltsarbeitseinkommen des 10. Perzentils 
 relativ zum Median
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größere Ungleichheit in den Haushaltsein-
kommen als in den Stundenlöhnen. Wäh-
rend der Gini-Koeffizient in den Stunden-
löhnen seit 2005 relativ stabil zwischen 0,28 
und 0,30 liegt, stieg der Gini-Koeffizient bei 
den Haushaltsarbeitseinkommen von 0,33 
auf einen Wert von 0,40 im Jahr 2013. Die 
größere Ungleichheit der Einkommen auf 
Haushaltsebene im Vergleich zu individuel-
len Stundenlöhnen kommt zum einen da-
her, dass Personen mit höheren Stunden-

löhnen im Durchschnitt länger arbeiten und 
daher die Arbeitseinkommen ungleicher 
verteilt sind als die Stundenlöhne. Zum an-
deren entsteht der Unterschied aber auch 
dadurch, dass Gutverdiener eher Gutverdie-
ner heiraten, das sogenannte „Assortative 
Mating“.

Abbildung 4 legt nahe, dass die Un-
gleichheit in Deutschland über das ge-
samte Arbeitseinkommensspektrum seit 
den 1990er Jahren bis 2005 zugenommen 
hat. Seitdem ist der Gini-Koeffizient in etwa 
konstant geblieben. Interessant ist hier wie-
der der Vergleich der Ungleichheit der Stun-
denlöhne mit und ohne Berücksichtigung 
der Arbeitslosen. Während die Ungleich-
heit der Stundenlöhne bei den Erwerbstä-
tigen (durchgezogene schwarze Linie) seit 

2005 etwa gleich geblieben ist, ist die Un-
gleichheit bei allen Erwerbspersonen (inkl. 
Arbeitslosen, gestrichelte Linie) nach 2005 
bedingt durch die positive Arbeitsmarkt-
entwicklung sogar etwas zurückgegan-
gen. Ebenso wie bei den Perzentilanaly-
sen zeigt sich beim Gini-Koeffizienten eine 

Quelle: SOEP, eigene Berechnungen. Siehe Abbildung 1 für weitere Erläuterungen.

Abbildung 4: Gini-Koeffi zient der Stundenlöhne und Haushaltsarbeitseinkom-
 men (Deutschland, 1983-2012)
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wird eine leicht andere Äquivalenzskala ver-
wendet. Unter den 32 OECD-Ländern, für 
die vergleichbare Daten für das Jahr 2013 
vorhanden sind, liegt Deutschland auf dem 
14. Platz. Damit weist Deutschland eine glei-
chere Einkommensverteilung auf als ähn-
lich entwickelte Industrieländer wie Italien 
oder Frankreich.

Im internationalen Kontext liegt 
Deutschland beim Gini-Koeffizienten der 
Einkommen unter den OECD-Ländern im 
Mittelfeld. Abbildung 5 zeigt den Gini-Koef-
fizienten der am Markt erzielten Haushalts-
einkommen für das Jahr 2013 und für einige 
ausgewählte OECD-Länder. Im Gegensatz 
zu Abbildung 4 ist hier allerdings die Bevöl-
kerung im erwerbsfähigen Alter von 18-65 
berücksichtigt. Zusätzlich werden hier auch 
Kapitaleinkommen mit einbezogen, und es 

Quelle: OECD, Income Distribution and Poverty Dataset (https://stats.oecd.org/), Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (18-65). 
Berücksichtigt werden neben dem Arbeitseinkommen auch die Kapitaleinkommen; Einkommen werden mit der Haushaltsgröße 
gewichtet.

Abbildung 5:	 Gini-Koeffizienten des Haushaltseinkommens vor Umverteilung (2013)
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Abbildung 6 zeigt das Haushaltseinkom-
men des 90. Perzentils relativ zum Einkom-
men des Medianhaushaltes. Die gestrichelte 
Kurve der Nettoeinkommen liegt unterhalb 
der Linie für das Bruttoeinkommen. Der 
Staat reduziert die Ungleichheit der Ein-
kommen am oberen Ende im Wesentlichen 
durch die progressive Besteuerung. Wäh-
rend im Jahr 2013 ein Haushalt am 90. Per-
zentil das 2,17-fache Bruttoeinkommen wie 
der Medianhaushalt hatte, war das Netto-
einkommen nur 1,86-mal so hoch. An den 
weitgehend parallel verlaufenden Kurven 
kann man außerdem erkennen, dass sich 
die umverteilende Wirkung des Staates über 
die Zeit nicht geändert hat. Sowohl bei den 
Brutto- als auch bei den Nettoeinkommen 
sieht man eine Zunahme der Ungleichheit 
an der Spitze bis 2005. Danach verläuft die 
Entwicklung uneinheitlich.

Für die Beurteilung der Verteilungsge-
rechtigkeit innerhalb einer Gesellschaft 
ist – unabhängig von der konkreten Ver-
teilungsnorm – im Wesentlichen nicht die 
Ungleichheit vor sondern nach Steuern und 
Transfers relevant. So werden Bezieher ho-
her Einkommen in den meisten entwickel-
ten Ländern stärker zur Finanzierung des 
Staates herangezogen. Daher kann auch nur 
anhand der Einkommensverteilung nach 
Steuern und Transfers die Verteilungsge-
rechtigkeit sinnvoll beurteilt werden.

Um die umverteilende Wirkung des 
Staates zu illustrieren, vergleichen die fol-
genden Abbildungen jeweils die Brutto-
haushaltseinkommen mit den Nettohaus-
haltseinkommen, also nach Steuern und 
Transfers. Die Kennzahlen sind dabei diesel-
ben wie in Kapitel 1 (P90/P50-Relation, P10/
P50-Relation, Gini-Koeffizient). Im Gegen-
satz zu Kapitel 1 sind nun nicht nur Arbeits-
einkommen sondern auch Kapitaleinkom-
men berücksichtigt.13 

13	 Bei den Bruttoeinkommen werden private 
Transfers und Kapitaleinkünfte zu den Arbeits-
einkommen hinzugerechnet. Mietwerte selbst-
genutzter Wohnungen werden – saldiert mit den 
Zinszahlungen für Immobilienkredite – ebenfalls 
berücksichtigt.

2.	 Die Entwicklung der Ungleichheit unter  
	 Berücksichtigung staatlicher Umverteilung
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hat also die gestiegene Ungleichheit bei den 
Bruttoeinkommen am unteren Ende der 
Verteilung nahezu vollständig durch Trans-
fers aufgefangen.

Hätte sich der Sozialstaat in den letz-
ten Jahren aus seiner Umverteilungsfunk-
tion zurückgezogen, so müsste dies vor al-
lem am unteren Ende der Einkommensskala 
zu erkennen sein. Abbildung 7 stellt die Ein-
kommensrelation des Haushalts am 10. Per-
zentil zum Medianhaushalt dar. Während 
das Bruttoeinkommen des Haushalts am 10. 
Perzentil relativ zum Medianeinkommen 
in den letzten 20 Jahren zurückgegangen 
ist (durchgezogenen Linie), ist die Relation 
beim Nettoeinkommen (gestrichelte Linie) 
nahezu konstant. Demnach haben die Net-
toeinkommen am unteren Ende der Vertei-
lung mit der allgemeinen Entwicklung der 
Einkommen schrittgehalten. Der Sozialstaat 

Quelle: SOEP, eigene Berechnungen. Bruttohaushaltseinkommen umfassen Arbeitseinkommen, private Transfers und Kapital-
einkommen geteilt durch die OECD-Äquivalenzskala. Nettohaushaltseinkommen enthalten zusätzliche öffentliche Transfers 
abzüglich Steuerzahlungen. Es werden Haushaltsgewichte benutzt. Siehe Abbildung 1 für weitere Erläuterungen.

Abbildung 6: Einkommen des 90. Perzentils relativ zum Median vor und nach 
 Umverteilung
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Bruttoeinkommen.14 1991 lag der Gini-Ko-
effizient der Nettoeinkommen 0,08 Punkte 
unter demjenigen der Bruttoeinkommen, 
2013 hat sich der Abstand auf 0,11 Punkte 
erhöht. Dies weist auf eine gestiegene staat-
liche Umverteilung hin.

14 Felbermayr et al. (2016) finden im Vergleich 
zur vorliegenden Untersuchung einen geringeren 
Anstieg im Gini-Koeffizienten der Bruttoein-
kommen (verursacht durch einen bereits hohen 
Gini-Koeffizienten in der Periode 1997 bis 2005), 
aber einen ähnlichen Verlauf im Gini-Koeffizienten 
der Nettoeinkommen. Sie berücksichtigen alle 
Haushaltsmitglieder im Alter von 16 bis 65 Jahren, 
verwenden eine leicht andere Definition von Kapi-
taleinkommen, die z.B. die Mietwerte selbstgenutz-
ter Wohnungen nicht einbezieht, und berechnen 
den Gini-Koeffizienten auf persönlicher Ebene 
mit Personengewichten, während hier bei Haus-
haltseinkommen durchgängig auf Haushaltsebene 
mit Haushaltsgewichten gearbeitet wird. Alle drei 
Faktoren führen zu leichten Unterschieden, die sich 
akkumulieren.

Ein etwas anderes Bild als die P10/P50-
Relation vermittelt der Gini-Koeffizient 
(Abbildung 8). Im Gini-Koeffizienten spie-
gelt sich der Anstieg der Ungleichheit der 
Bruttoeinkommen auch in den Nettoein-
kommen wider, ähnlich der P90/P50-Re-
lation. Der Vergleich der drei Abbildungen 
weist auf ein grundsätzliches Problem in der 
Ungleichheitsforschung hin: Verschiedene 
Verteilungsmaße können verschiedene Ant-
worten auf die gleiche Frage geben, da sie 
verschiedene Perzentile der Verteilung be-
trachten. Allerdings wird auch beim Gini-
Koeffizienten deutlich, dass Steuersystem 
und Sozialstaat die Ungleichheit der Brutto-
einkommen deutlich dämpfen und dass der 
Anstieg der Ungleichheit bei den Nettoein-
kommen geringer ausgefallen ist als bei den 

Quelle: SOEP, eigene Berechnungen. Siehe Abbildung 6 für weitere Erläuterungen.

Abbildung 7: Haushaltseinkommen des 10. Perzentils relativ zum Median 
 vor und nach Umverteilung
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Quelle: SOEP, eigene Berechnungen. Siehe Abbildung 6 für weitere Erläuterungen.

Abbildung 8: Gini-Koeffi zienten der Haushaltseinkommen vor und nach Umverteilung
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des Staates eher klein. Dagegen führt in ei-
nem Land wie Irland, wo die Ungleichheit 
der marktlichen Einkommen sehr groß ist, 
das staatliche Umverteilungssystem zu einer 
deutlichen Reduzierung des Gini-Koeffizi-
enten. Deutschland liegt auch hinsichtlich 
der Ungleichheit nach Steuern und Trans-
fers im Mittelfeld der OECD-Länder. Die 
Wirkung des deutschen staatlichen Umver-
teilungssystems ist dabei deutlich höher als 
in Italien, jedoch geringer als in Frankreich.

Es sei nur am Rande darauf hinge-
wiesen, dass ein auf Umverteilung ausge-
richtetes Steuer- und Transfersystem die 
Einkommensverteilung nicht unbedingt 
gleicher machen muss, wenn die Umver-

Abbildung 9 zeigt den Umverteilungsef-
fekt des staatlichen Steuer-Transfersystems 
anhand des Gini-Koeffizienten im interna-
tionalen Vergleich. Die Auswahl und Rei-
henfolge der Länder ist dieselbe wie in Ab-
bildung 5, wobei die Gini-Koeffizienten vor 
Umverteilung dunkelgrau hinterlegt sind. 
Neu hinzugekommen sind die (hell darge-
stellten) Gini-Koeffizienten nach Umvertei-
lung. Es fällt sofort ins Auge, dass die staat-
lichen Steuer- und Transfersysteme die 
Einkommensungleichheit in allen Staaten 
deutlich reduzieren. In einigen Ländern, in 
denen die Ungleichheit der im Markt er-
zielten Einkommen gering ist, wie z. B. in 
Südkorea, ist die umverteilende Wirkung 

Quelle: OECD, Income Distribution and Poverty Dataset (https://stats.oecd.org/), Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (18-65).

Abbildung 9:	 Gini-Koeffizienten vor und nach Umverteilung im internationalen  
	 Vergleich (2013)
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(Barro 2000) gezeigt, dass in Entwicklungs-
ländern höhere Ungleichheit tendenzi-
ell mit niedrigerem Wachstum einhergeht, 
während in den reichen Ländern entweder 
kein Zusammenhang zu finden war oder er 
sogar positiv ausfiel. Allerdings unterschie-
den die Untersuchungen meist nicht zwi-
schen Bruttoeinkommen und verfügbaren 
Einkommen. Einige neuere Studien (OECD 
2015, 63-71; Ostry et al. 2014) kommen zu 
dem Schluss, dass zwar die Ungleichheit 
der Bruttoeinkommen in Industrieländern 
keine signifikanten Wachstumswirkungen 
hat, aber eine größere Ungleichheit nach 
Steuern und Transfers unter Umständen 
mit niedrigerem Wachstum einhergeht. Der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (2015) 
zeigt mit Hilfe einer Replikationsstudie je-
doch, dass der von der OECD konstatierte 
negative Zusammenhang von Ungleichheit 
und Wachstum vor allem auf Unterschiede 
zwischen den Ländern zurückzuführen ist 
und nicht als kausaler Zusammenhang in-
terpretiert werden sollte. 

Maße wie der Gini-Koeffizient oder die 
Armutsquote stellen auf harte Fakten der 
offiziellen Statistik ab. Allerdings geben 
auch Daten über die verfügbaren Haushalts-
einkommen nur ein unvollständiges Bild 
von der Verteilungsgerechtigkeit ab. Erstens 
sind die gemessenen Daten der Ungleich-
heit meist nicht deckungsgleich mit der „ge-
fühlten Ungleichheit“ (Niehues 2014). Auch 
wenn sich die Bürger über die harten Daten 
der Einkommensverteilung irren, bestimmt 
eben doch die wahrgenommene Ungleich-
heit die Zufriedenheit mit der Verteilung. 
Zweitens verteilt der Staat auch durch die 
Bereitstellung von Gütern um, z. B. durch 
subventionierte Kinderbetreuung oder kos-
tenloses Studium. Gerade wenn sich die 
Bereitstellung dieser Güter über die Zeit 
ändert, z. B. durch Privatisierung oder Sub-
ventionsabbau, liefern Ungleichheitsmaße, 
die allein auf die Einkommen abstellen, ein 
unvollständiges Bild.

teilung starke Verhaltensreaktionen aus-
löst. Der Versuch, durch höhere Steuern 
und Transfers mehr Einkommensgleich-
heit herzustellen, verzerrt unter anderem 
die Arbeitsmarktpartizipation der Arbeit-
nehmer und die Investitionstätigkeit. Au-
ßerdem wirkt das Steuer-Transfer-System 
wie eine Einkommensversicherung, ins-
besondere bei riskanten, nichtversicherba-
ren Ausbildungsentscheidungen, die das ge-
samte Erwerbsleben von Menschen prägen. 
Die Einführung oder der Ausbau des Sozi-
alstaates kann dazu führen, dass die Men-
schen bereit sind, Risiken zu übernehmen, 
die sie ohne soziale Absicherung nicht ein-
gehen würden. Dies muss nicht in jedem 
Fall mit einer erhöhten Belastung der Allge-
meinheit einhergehen, wenn diese Risiken 
gesamtwirtschaftlich positive Effekte ent-
falten, z. B. durch Unternehmertätigkeit, In-
novation und Forschung. Eine größere Risi-
koübernahme übersetzt sich dann ex post in 
eine ungleichere Verteilung der Primärein-
kommen, weil manche der riskanten Pro-
jekte Erfolge zeigen und hohe Einkommen 
abwerfen, während andere Projekte schei-
tern (Sinn 1995). 

Ob und welches Maß an Umverteilung 
für das Wachstum schädlich oder förder-
lich ist, ist in der Literatur nicht abschlie-
ßend geklärt. Auch kleine Wachstumsein-
bußen, die durch zusätzliche Umverteilung 
entstehen, können langfristig schwerwie-
gende Konsequenzen für den Wohlstand ei-
nes Landes haben. Besonders deutlich wird 
dieser Trade-off, wenn starke Umverteilung 
zu geringen Bildungsinvestitionen führt 
(Guvenen et al. 2014), was langfristig ne-
gative Wachstumsfolgen hat. Eine erhöhte 
Umverteilung könnte aber gerade Kindern 
aus unteren Einkommensschichten den Zu-
gang zu höherer Bildung erst ermöglichen, 
was langfristig wachstumsfördernd wirken 
würde. Die Frage des Zusammenhangs zwi-
schen Ungleichheit und Wachstum kann 
letztlich nur empirisch entschieden wer-
den. Dabei hat sich in der früheren Literatur 
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Vermögensungleichheit

Der Fokus der Stellungnahme liegt auf der Behandlung von Einkommensungleichheit. Die Diskussion um Ungleich-
heit und die Frage nach Verteilungsgerechtigkeit bezieht sich aber nicht nur auf den Zustrom an Einkommensmitteln 
pro Jahr, sondern auch auf die Entwicklung der Vermögen.

Vermögen sind generell ungleicher verteilt als Einkommen (vgl. OECD 2016). So liegt der Anteil der einkommens-
stärksten 10  % Haushalte am verfügbaren Haushaltseinkommen in den OECD Ländern bei etwa 20 %, der ent-
sprechende Anteil am Vermögen bei 50 % (siehe Abbildung B1). Die einkommensschwächsten 40 % der Haushalte 
verfügen im Durchschnitt der OECD-Länder ebenfalls über 20 % der verfügbaren Haushaltseinkommen, der entspre-
chende Vermögensanteil liegt jedoch bei gerade einmal 3 % (vgl. OECD 2015, 34). In Deutschland konzentrierten die 
Top 10 % im Jahr 2010 fast 60 % des gesamten Vermögens auf sich (vgl. OECD 2016). 

Der Gini-Koeffi zient für die Vermögensverteilung ist im Durchschnitt der entwickelten Länder doppelt so hoch wie 
bei der Einkommensverteilung. Dabei hat die Vermögenskonzentration bei den reichsten 1 % zulasten der Vermö-
genskonzentration bei den unteren 90 % der Bevölkerung zugenommen (vgl. Dabla-Norris et al. 2015).

Quelle: OECD 2015, 35. Stand 2012 oder älter, falls nicht anders verfügbar. Dunkle Balken geben den Vermögensanteil des 
obersten Vermögensdezils an, helle den Anteil des obersten Einkommensdezils. Die horizontalen Linien geben das arithmeti-
sche Mittel der jeweiligen Reihe an. Das verfügbare Haushaltseinkommen wurde mit der Haushaltsgröße gewichtet.

Abbildung B1: Einkommens- und Vermögensanteil der jeweiligen Top 10 % 
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Abbildung B2 zeigt im internationalen Vergleich den Gini-Koeffizienten für die Vermögensverteilung für das Jahr 
2014 (siehe Brandmeir et al. 2015, 54). Danach ist die Vermögensungleichheit in den USA am höchsten (Gini-Koeffi-
zient von 0,81). Auch Deutschland liegt bei der Vermögensungleichheit mit einem Gini-Koeffizienten von 0,73 über 
dem internationalen Durchschnitt.

Für Deutschland ermitteln Grabka und Westermeier (2014) mit Hilfe einer alle fünf Jahre stattfindenden Sondererhe-
bung des SOEP für 2012 ein durchschnittliches individuelles Nettovermögen von Personen über 17 Jahren von rund 
83.000 Euro.15 Die Mittelwerte für Westdeutschland (93.790 Euro) und Ostdeutschland (41.138 Euro) fallen aber weit 
auseinander. Rund ein Fünftel aller Personen verfügt über kein Nettovermögen; dieser Anteil ist seit 2002 konstant 
geblieben. Leicht angestiegen ist der Anteil verschuldeter Personen; er liegt 2012 bei 7,4 % (+2,2 Prozentpunkte ge-
genüber 2002). Das P90/P50-Verhältnis lag zwischen 2002 und 2007 konstant bei 14,0, reduzierte sich aber zwischen 
2007 und 2012 auf 13,0 (berechnet mit Zahlen des SOEPv29). Dies ist vor allem auf den starken Zuwachs des Medi-
anvermögens um 11 % seit 2002 zurückzuführen. Das geringe Nettovermögen in breiten Bevölkerungsschichten in 
Deutschland wird dabei häufig auf das umlagefinanzierte Rentenversicherungssystem zurückgeführt. Bönke et al. 
(2016) beziehen die gesetzlichen Renten- bzw. Pensionsansprüche in die Vermögensverteilung ein und finden für das 
Jahr 2012 für die individuellen Nettovermögen ohne Berücksichtigung der Anwartschaften einen Gini-Koeffizienten 
von 0,79, mit den Anwartschaften einen Gini-Koeffizienten von 0,59. Auch das P90/P50 Verhältnis fällt durch die 
Einbeziehung der Renten- und Pensionsansprüche von 12,1 auf 3,9.

Quelle: Brandmeir et al. 2015, 54. Stand 2014. Gini-Koeffizienten der Vermögensverteilung. Pfeile zeigen die Veränderung des  
Gini-Koeffizienten seit 2000. 

Abbildung B2:	 Vermögensverteilung 2014 im internationalen Vergleich
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15	 Laut einer EZB Studie (ECB 2013) ist das Ver-
mögensniveau in Deutschland deutlich niedriger 
als beispielsweise in Südeuropa.
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Fall sinkt das Arbeitseinkommen vorüber-
gehend auf das Niveau des Arbeitslosengel-
des oder der Arbeitslosenhilfe ab, um bald 
darauf wieder auf das Niveau eines regu-
lären Arbeitseinkommens anzusteigen. Im 
Hinblick auf das Lebenseinkommen besteht 
dann keine große Einkommensungleich-
heit, obwohl sich die im Querschnitt jeder 
einzelnen Periode gemessenen Einkommen 
sehr stark unterscheiden.16 Bei hoher Mobi-
lität zwischen Beschäftigung und Arbeitslo-
sigkeit kann sich jeder einzelne gegen solche 
vorübergehenden Schocks durch Ersparnis-
bildung partiell selbst versichern. Ganz an-
ders sieht die Situation bei verfestigter Ar-
beitslosigkeit aus. Hier erzielt ein Teil der 
Bevölkerung hohe Einkommen, während 
der andere noch nicht einmal eine Chance 
auf Selbstversicherung hat. Adäquate Maße 
der Ungleichheit sollten daher die länger-
fristige Perspektive einnehmen. Hier spielt 
die soziale Mobilität eine bedeutsame Rolle. 

16	 Die Querschnittsanalyse kann auch bei Verän-
derungen im Ausbildungsverhalten in die Irre füh-
ren. Wenn die Ausbildungsdauer von Generation zu 
Generation ansteigt, befinden sich immer mehr Ko-
horten in der meist unbezahlten Ausbildungsphase. 
Die statistisch erfasste Ungleichheit im Querschnitt 
wächst dann im Zeitverlauf an. Um diesen Effekt 
weitgehend zu eliminieren, werden z.B. in den 
Abbildungen 1, 3, 4, und 6 bis 8 nur Haushalte mit 
Haushaltsvorständen ab 25 Jahre betrachtet, die 
ihre Ausbildung typischerweise schon abgeschlos-
sen haben.

Die bisherige Diskussion in diesem Gutach-
ten basierte auf den in der Öffentlichkeit 
und in der Wissenschaft üblichen Maßen zu 
Einkommensungleichheit wie Gini-Koeffi-
zienten oder Perzentilrelationen. Der Vor-
teil dieser Maße besteht darin, dass sie sich 
jährlich oder zumindest in kurzen Abstän-
den relativ verlässlich errechnen lassen. Für 
die Frage, ob sich eine Schieflage hinsicht-
lich der Verteilungsgerechtigkeit entwickelt 
und ob die Politik verstärkt verteilungspo-
litisch aktiv werden muss, sind diese jähr-
lichen Momentaufnahmen nur beschränkt 
hilfreich. Ein Beispiel möge die Problematik 
verdeutlichen.

Hinter einer Arbeitslosenquote von 5 % 
stehen viele menschliche Schicksale. Ein 
und dieselbe Arbeitslosenquote in dieser 
Höhe kann jedoch sehr unterschiedliche 
verteilungspolitische Situationen charak-
terisieren. Falls die Personen, die in diesem 
Jahr arbeitslos sind, auch in Folgejahren 
ohne Beschäftigung sind, verfestigt sich 
die Arbeitslosigkeit in langfristiger Armut. 
Wenn jedoch die Arbeitslosen dieses Jahres 
im Folgejahr wieder Arbeit finden und an-
dere Personen temporär in die Arbeitslosig-
keit abrutschen, ist die Arbeitslosigkeit – so 
schwierig sie auch für jeden einzelnen vo-
rübergehend sein mag – verteilungspoli-
tisch weit weniger problematisch. In diesem 

3.	 Soziale Mobilität
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Bowlus und Robin (2012) finden in ei-
nem internationalen Vergleich, dass die 
im Querschnitt gemessene Einkommens
ungleichheit in Deutschland zwar niedriger 
ist als in den USA oder in Großbritannien, 
allerdings auch die Einkommensmobilität 
über den Lebenszyklus hinweg.18 Im Resul-
tat ist die Lebenseinkommensungleichheit 
in Deutschland, Großbritannien und den 
USA sehr ähnlich. Bei einer Querschnittsbe-
trachtung verdient eine (männliche) Person 
am 90. Perzentil in den USA fast fünf Mal so 
viel wie eine Person am (unteren) 10. Per-
zentil, während der Faktor in Deutschland 
nur 2,7 beträgt. Die Einkommensungleich-
heit scheint demnach in den USA viel aus-
geprägter zu sein als in Deutschland. In der 
Lebenszeitbetrachtung reduziert sich in 
den USA die Relation durch die hohe Ein-
kommensmobilität auf 2,8; in Deutschland 
bleibt die Relation dagegen nahezu unver-
ändert. Die geringe Einkommensmobilität 
über die Zeit hinweg verhindert in Deutsch-
land eine Reduktion der Einkommensun-
gleichheit. Politikmaßnahmen, die die Un-
gleichheit zu einem Zeitpunkt verringern 
(z.B. Arbeitslosenunterstützung), können da-
bei gleichzeitig zu einer Erhöhung der Le-
benseinkommensungleichheit führen, wenn 
sie die soziale Position im Zeitverlauf ze-
mentieren.

Eine wichtige Frage lautet hier auch, wie 
hoch die Mobilität an der Spitze der Ein-
kommensverteilung ist. Die schlagzeilen-
trächtigen Top-Einkommen einer kleinen 
Gruppe mögen für die Gesellschaft viel-
leicht eher akzeptabel sein, wenn diese Ein-
kommen aus einmalig realisierten Vermö-
gensgewinnen resultieren und nicht aus 
dauerhaft fließenden Gehältern von Top-
Managern. Dabei muss man sich klarma-

18	 Unterschiede in der regionalen Mobilität von 
Arbeitskräften scheinen dabei nicht der entschei-
dende Faktor zu sein. Beyer und Smets (2015) zei-
gen, dass die interregionale Mobilität von Arbeits-
kräften nach einem wirtschaftlichen Schock in den 
USA immer noch etwas höher ist als in Europa, hier 
aber ein Angleichungsprozess stattfindet.

Soziale Mobilität beschreibt die Durchläs-
sigkeit der Gesellschaft, zumeist mit Bezug 
auf eine oder mehrere Schichtungen der Ge-
sellschaft nach Bildung, Einkommen, Beruf 
oder Beschäftigungsstatus. Im Folgenden 
richten wir den Fokus auf die Mobilität über 
die Einkommenspositionen hinweg. Dabei 
steht man allerdings vor dem Problem, dass 
die empirische Evidenz hierzu noch deut-
lich schwächer ist als die zur (jährlichen) 
Einkommensungleichheit.

Der Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung (2016, 409-411) errechnet Übergangs-
matrizen zwischen zehn gleich großen 
Einkommensklassen.17 Insgesamt ist die 
Einkommensmobilität in Deutschland eher 
gering. Rund zwei Drittel der Personen 
bleiben – bei der Ermittlung der Nettoein-
kommen über drei Jahre hinweg – inner-
halb ihrer Einkommensklasse oder steigen 
höchstens eine Einkommensklasse auf oder 
ab. 

Die Übergangsmatrizen zwischen den 
einzelnen Einkommensklassen unterschei-
den allerdings nicht, ob die soziale Mobilität 
exogen oder durch individuelle Entschei-
dungen (z.B. Reduktion der Arbeitszeit) ge-
trieben ist. Die noch relativ junge Literatur 
zu „Equality of Opportunity“ (Roemer und 
Trannoy 2015) versucht, zwischen exoge-
nen und endogenen Ursachen der Ungleich-
heit zu unterscheiden und die individuellen 
Entscheidungen aus dem Ungleichheits-
maß herauszurechnen. Peichl und Ungerer 
(2016) kommen mittels dieser Methode für 
Deutschland zu dem Schluss, dass die Chan-
cengleichheit – trotz gestiegener Einkom-
mensungleichheit – seit der Wiedervereini-
gung annähernd konstant geblieben ist.

17	 Conlisk (1989) liefert Bedingungen, die – bei 
gegebener periodischer Ungleichheit – anhand der 
Übergangsmatrizen einen Vergleich der Ungleich-
heit der Lebenseinkommen erlauben.
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chen, dass statistisch gemessene Einkom-
men und ökonomisch erzielte Einkommen 
nicht deckungsgleich sind. So kann es zum 
Beispiel sein, dass sich über lange Zeiten 
hinweg Wertsteigerungen einer Immobi-
lie oder einer Firma aufgebaut haben, die 
erst beim Verkauf des Vermögensgegen-
standes realisiert werden. Das Einkommen 
wird erst durch den Verkauf des Vermögens-
gegenstandes statistisch erfasst. In diesem 
Fall würden vermutlich die Personen, die 
diese hohen Einkommen erzielen, von Jahr 
zu Jahr wechseln. Aus verteilungspolitischer 
Perspektive wäre es dagegen schwerwiegen-
der, wenn tatsächlich ein und dieselbe Per-
son regelmäßig diese hohen Einkommen er-
zielen würde. Mittels der Steuerdaten kann 
man zwar die Einkommen der Spitzenver-
diener analysieren; die Kapitaleinkommen 
unterliegen dann aber diesem Messpro-
blem und erfassen u. U. die Mobilität an der 
Spitze nicht adäquat. Nach bisherigem Er-
kenntnisstand ist die Mobilität an der Spitze 
in Deutschland in der kurzen Frist ähn-
lich wie in anderen Industrieländern (z.B. 
Frankreich, Kanada), in der mittleren Frist 
aber eher geringer. Passend zu dieser gerin-
gen Mobilität an der Spitze kommt Jenderny 
(2016) in ihrer Untersuchung der Steuerda-
ten zum Schluss, dass die oberen 0,1 % der 
Einkommensbezieher eher ein „geschlos-
sener Club“, also eine im Zeitablauf weitge-
hend unveränderte Gruppe, sind.

Ungleichheit der Lebenseinkommen 
zwischen den Kohorten

Die Querschnittsbetrachtung des jährlich 
ermittelten Gini-Koeffizienten verschleiert 
auch die Ungleichheit zwischen den Ge-
burtsjahrgängen (Kohorten). Zu jedem Zeit-
punkt sind unterschiedliche Kohorten im 
Arbeitsmarkt aktiv. Dass der junge Auszu-
bildende weniger verdient als der erfahrene 
Facharbeiter, ist kein Zeichen einer vertei-
lungspolitischen Schieflage. Wenn sich al-
lerdings das niedrige Einkommen des jetzi-
gen Auszubildenden dauerhaft in schlecht 
bezahlten Arbeitsverhältnissen verfestigt, 
während die Arbeitnehmer vorheriger Ge-
nerationen stabil hohe Einkommen erzie-
len, würden viele Bürger schon eher eine 
Herausforderung für die Verteilungspolitik 
sehen. Auch hier ist die empirische Evidenz 
– insbesondere für Deutschland – bislang 
eher dünn.

Die Einkommensungleichheit zwischen 
den Kohorten versuchen Bönke et al. 
(2015) zu ermitteln. Das ist mit erhebli-
chen Schwierigkeiten verbunden, da kon-
sistente Daten typischerweise kaum über 
mehrere Jahrzehnte hinweg verfügbar sind 
und weil zukünftige Einkommen der jetzi-
gen Kohorten noch nicht bekannt sind. Mit 
Hilfe des SOEP können die Autoren zumin-
dest die Arbeitseinkommen bis zum 40. Le-
bensjahr über die Kohorten hinweg verglei-
chen. Dabei kommen sie zu dem Schluss, 
dass die jüngeren Generationen einer grö-
ßeren Ungleichheit – gemessen über den 
Barwert des Einkommens bis zum 40. Le-
bensjahr – ausgesetzt sind. Wer in den frü-
hen sechziger Jahren geboren wurde, sieht 
sich im Vergleich zur älteren Generation ei-
ner um 80 % höheren Ungleichheit gegen-
über. So lag der Gini-Koeffizienten der Ar-
beitseinkommen bis zum 40. Lebensjahr bei 
der 1938 geborenen Kohorte bei 0,13, bei der 
nächsten Generation (Geburtsjahr 1963) be-
reits bei 0,24. Der Anstieg der Ungleichheit 
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der Barwert des Medianarbeitseinkommens 
in Relation zur 1935er Kohorte ausgedrückt. 
In den nachfolgenden Kohorten war das 
Medianeinkommen höher als für die 1935er 
Kohorte; so verdiente der im Jahr 1960 ge-
borene Median 67 % mehr als seine Ver-
gleichsperson der 1935er Kohorte. Das Me-
dianeinkommen der Kohorte von 1972 lag 
59 % darüber. Die schwarz durchgezogene 
Kurve normiert den Barwert des Arbeits-
einkommens am 20. Perzentil der 1935er 
Kohorte ebenfalls auf 1 und drückt die 
Barwerte der Einkommen nachfolgender 
Kohorten am 20. Perzentil in Relation zum 
Barwert 1935 aus. Die gestrichelte Kurve 
geht ebenso vor für den Einkommensbezie-
her am 80. Perzentil.

ist zu einem großen Teil auf die längere, ver-
festigte Arbeitslosigkeit bei den jüngeren 
Arbeitnehmern zurückzuführen. Die Kur-
ven in Abbildung 10 zeigen die Entwick-
lung der Barwerte der realen Bruttoarbeits-
einkommen bis zum 40. Lebensjahr für die 
Arbeitseinkommen des 20., 50. und 80. Per-
zentils in Abhängigkeit vom Geburtsjahr an. 
Dieser Barwert wird – abdiskontiert auf das 
Jahr, in dem die jeweilige Person 17 Jahre 
alt wurde – relativ zu dem jeweiligen Bar-
wert der Einkommen der ältesten betrach-
teten Generation (Geburtsjahr 1935) gesetzt. 
Das Diagramm lässt sich wie folgt lesen: Für 
den Medianverdiener der 1935er Kohorte 
wird der Barwert des Arbeitseinkommens 
auf 1 normiert. Dies ist der Startpunkt der 
grauen Kurve am linken Rand. Nun wird bei 
der grauen Kurve für jede weitere Kohorte 

Quelle: Corneo (2015).

Abbildung 10: Arbeitseinkommensspreizung über die Generationen hinweg
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nicht spezifische Ausbildung), könnte sich 
eine Beschleunigung des technischen Wan-
dels auch in eine Zunahme der Ungleichheit 
übersetzen. Darüber hinaus dürfte auch die 
veränderte Zusammensetzung der Erwerbs-
personen über die Kohorten hinweg einen 
Teil der gestiegenen Ungleichheit erklären. 
Auch der Anstieg der Frauenerwerbsquote 
führt zu größerer Ungleichheit, da Frauen 
im Durchschnitt niedrigere Löhne erhalten. 
Das würde auch gelten, wenn sich die Un-
gleichheit weder bei den Männern noch bei 
den Frauen verändert hätte. Die Zunahme 
der Ungleichheit ist in diesem Fall aus-
schließlich auf die geänderte Zusammen-
setzung zurückzuführen. In gleicher Weise 
führt in den letzten Jahren auch der Anstieg 
des Bildungsniveaus sowie die verringerte 
Größe der Haushalte (in Abhängigkeit von 
der Bedarfsgewichtung) zu einem Anstieg 
der Ungleichheit (Felbermayr, Battisti und 
Lehwald 2016). 

Die intergenerative soziale Mobilität

Wie persistent ist die Ungleichheit über die 
Generationen hinweg? Oder anders gefragt: 
Wie gut sind die Aufstiegschancen in der 
Einkommenshierarchie für Kinder, deren 
Eltern sich am unteren Ende der Einkom-
mensskala befinden? Und wie wahrschein-
lich ist es, dass die Kinder von Spitzenver-
dienern wieder zu den Spitzenverdienern 
gehören? Dies sind einige zentrale Fragen 
der intergenerativen sozialen Mobilität. 

Die soziale Mobilität über die Generati-
onen hinweg wird häufig über die interge-
nerative Einkommenselastizität erfasst, die 
den Grad der „Vererbung“ der Einkommens-
positionen misst. Dafür verwendet man Va-
ter-Sohn-Paarungen aus repräsentativen 
nationalen Befragungspanels.20 Für jede 

20	 Vater-Sohn-Paarungen sind vor dem Hinter-
grund der traditionell hohen Erwerbstätigkeit der 
Männer empirisch besser zu untersuchen als an-
dere, z.B. Mutter-Tochter-Paarungen.

Für das 20. Perzentil (P20) der 1972 Ge-
borenen ist das bis zum 40. Lebensjahr ku-
mulierte Einkommen nur um 23 % gegen-
über dem der ältesten Generation gestiegen 
und gegenüber den Babyboomer-Kohorten 
sogar gefallen. Beim oberen Einkommens-
perzentil (P80) betrug der Anstieg gegenüber 
dem Einkommen der ältesten Generation 
80 %. Laut Böhnke et al. (2015) lassen sich 
zwischen 20 % und 40 % der zunehmenden 
Unterschiede auf die ungleiche Entwicklung 
bei der Dauer der Arbeitslosigkeit zurück-
führen.19 Möglicherweise führt eine dauer-
haft verbesserte Lage am deutschen Arbeits-
markt wieder zu einer Kehrtwende bei der 
Ungleichheit der Lebenseinkommen inner-
halb der jüngeren Kohorten. Arbeitsmarkt-
reformen, die die soziale Mobilität aus der 
Arbeitslosigkeit heraus erhöhen, sind daher 
sicherlich ein Schlüsselfaktor für die Ver-
ringerung der Ungleichheit von Lebensein-
kommen.

Die größere Spreizung bei der Arbeits-
losigkeitsdauer könnte auch damit zu tun 
haben, dass die Bildungsinvestitionen im 
Laufe der Zeit spezifischer geworden sind. 
Wer früher den Beruf des Schreiners oder 
des Drehers erlernte, konnte möglicher-
weise die erlernte Tätigkeit mit inkremen-
tellen technischen Veränderungen über das 
gesamte Berufsleben hinweg ausüben. Die 
Beschleunigung des technischen Wandels 
könnte heute jedoch manche erlernten Be-
rufe schon während des Berufslebens einer 
Person obsolet machen. Frey und Osborne 
(2017) bezeichnen dieses Phänomen als „the 
race against technology by means of edu-
cation“. Da man sich gegen die Obsoleszenz 
der eigenen Ausbildung kaum versichern 
kann (außer durch eine möglichst breite, 

19	 Der andere Einflussfaktor ist die größere Un-
gleichheit der Lebenslöhne bei jüngeren Kohorten. 
Corneo (2015) vermutet, dass dies unter anderem 
auf die relativ starke Verhandlungsposition älterer 
Arbeitnehmer zurückzuführen ist, die dazu führt, 
dass neu eintretende Kohorten den Anpassungs-
druck auf dem Arbeitsmarkt überdurchschnittlich 
stark zu spüren bekommen.
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Die Höhe der Einkommenselastizität 
wird von der intergenerativen sozialen Mo-
bilität unterschiedlicher Einkommensgrup-
pen bestimmt. Die geringe intergenerative 
Einkommenselastizität in den skandinavi-
schen Ländern entsteht aus einer hohen so-
zialen Mobilität am unteren Ende der Ein-
kommensskala (Bratsberg et al. 2007). Ein 
Sohn, dessen Vater zu den unteren 10 % Ein-
kommensbeziehern gehört, hat selbst kein 
überdurchschnittliches Risiko, in dieser Ein-
kommensschicht zu bleiben. Bei den obe-
ren 10 % in der Einkommensverteilung ist 
die Mobilität etwas geringer. Dort hat ein 
Sohn, dessen Vater im obersten Einkom-
mensdezil verdient, eine überdurchschnitt-
liche Chance, selbst wieder zu den Top 10 % 
Verdienern zu gehören. In den USA hinge-
gen ist auch die Persistenz am unteren Ende 
sehr stark (Corak 2013). Im Hinblick auf den 
Rang in der Einkommenshierarchie scheint 
Deutschland bei den Mustern der intergene-
rativen Mobilität den skandinavischen Län-
dern ähnlicher zu sein als den USA (Bratberg 
et al. 2017).

Person ermittelt man das (langfristige) Ein-
kommen in Relation zum Durchschnittsein-
kommen der jeweiligen Generation. Setzt 
man dann die relativen Einkommen von Vä-
tern und Söhnen zueinander in Beziehung, 
lässt sich ermitteln, wie stark sich eine über- 
oder unterdurchschnittliche Position in 
der Einkommensskala auf die nächste Ge-
neration vererbt. Eine intergenerative Ein-
kommenselastizität von beispielsweise 0,3 
besagt, dass ein Sohn, dessen Vater das Dop-
pelte des Durchschnittseinkommens der Vä-
tergeneration verdiente, im Durchschnitt 
ein Einkommen 30 % über dem Durch-
schnitt seiner eigenen Generation verdient. 
Bei einer Elastizität von Null hat das Ein-
kommen des Vaters keinen Einfluss auf die 
Einkommensposition des Sohnes; bei einer 
Elastizität von 1 vererbt sich die Einkom-
mensposition perfekt auf die nächste Gene-
ration. 

Die geringsten intergenerativen Ein-
kommenselastizitäten weisen nordische 
Länder wie Dänemark (0,15), Norwegen 
(0,17) und Finnland (0,18) auf. Starke inter-
generative Vererbung von Einkommens-
positionen findet man nicht nur in angel-
sächsischen Ländern (USA: 0,47, UK: 0,50) 
sondern auch in Frankreich (0,47) und Ita-
lien (0,48). Deutschland liegt mit einer Elas-
tizität von 0,32 im internationalen Mittel-
feld (OECD 2015, 72).21 

21	 Für Untersuchungen, die sich speziell mit der 
intergenerativen Mobilität in Deutschland be-
fassen, siehe Eisenhauer und Pfeiffer (2008) und 
Schnitzlein (2016). Black und Devereux (2011) 
beschreiben die Methoden, die in der Literatur 
zur intergenerativen Mobilität verwendet werden, 
und liefern einen umfassenden Literaturüberblick. 
Robert Putnam (2015) weist darauf hin, dass die 
aktuell gemessene intergenerative Elastizität nicht 
den aktuellen Zustand der intergenerativen Mobi-
lität der heute heranwachsenden Generation misst, 
sondern der Generation, die vor vielen Jahren auf-
gewachsen ist. Welches Ausmaß an intergenerati-
ver Mobilität unsere heutige Gesellschaft mit ihren 
Institutionen erlaubt, wird sich mit diesen Maßen 
erst in vielen Jahren erkennen lassen.
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eilig. Sozialer Aufstieg oder Abstieg ei-
ner Familie, der über den Rang von Vater-
Sohn-Paaren in der Einkommensverteilung 
gemessen wird, bedarf umso kleinerer Än-
derungen des Einkommens zwischen den 
Generationen, je geringer die absoluten 
Einkommensunterschiede zwischen den 
Perzentilen sind. In einer Gesellschaft, in 
der es fast keine Einkommensungleich-
heit gibt, führen deshalb bereits kleine Zu-
fallsschwankungen des Einkommens beim 
Sohn zu dramatischen Veränderungen der 

Abbildung 11 stellt an der vertikalen 
Achse die intergenerative Einkommenselas-
tizität dar; an der horizontalen Achse ist 
der Umfang der Ungleichheit anhand des 
Gini-Koeffizienten abgetragen.22 Der posi-
tive Zusammenhang wird in der Literatur 
als „Great Gatsby Curve“ bezeichnet (Corak 
2013). Er verleitet leicht dazu, zwischen dem 
Ausmaß der Ungleichheit und der sozialen 
Mobilität einen kausalen Zusammenhang 
zu vermuten. Diese Vermutung entpuppt 
sich bei näherer Betrachtung indes als vor-

22 Der Gini-Koeffizient misst die Einkommen-
sungleichheit zur Zeit der Vätergeneration. Da der 
Gini-Koeffizient allerdings im Querschnitt eines 
Jahres ermittelt wird, kann er – wie oben disku-
tiert –nur unvollständig die Ungleichheit der Le-
benseinkommen messen.

Quelle: OECD (2015, 72) und http://dx.doi.org/10.1787/888933207806. In OECD (2015) wird – anders als in dieser Abbildung – 
anstelle der intergenerativen Einkommenselastizität, die misst, wie stark sich Einkommen „vererben“, die Bewegung zurück zum 
durchschnittlichen Einkommen (= 1 – Einkommenselastizität) dargestellt.

Abbildung 11: Gini-Koeffi zienten und intergenerative Einkommenselastizität
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Welche Institutionen begünstigen 
bzw. behindern die soziale Mobilität?

Die Persistenz von Einkommenspositionen 
über Generationen hinweg wird mutmaß-
lich von vielen verschiedenen gesellschaft-
lichen Institutionen determiniert. Ehe man 
die Politikoptionen diskutiert, wie die sozi-
ale Mobilität in Deutschland erhöht werden 
kann, ist es sinnvoll, darüber nachzudenken, 
welche Institutionen überhaupt die soziale 
Mobilität begünstigen bzw. behindern. Nur 
ein Teil dieser Institutionen ist vom Staat 
geschaffen und vom Staat beeinflussbar. 
Auf viele kann der Staat nur auf Umwegen,  
beispielsweise über die Bildung oder über 
die öffentlichen Finanzen, Einfluss nehmen.

Für die Herausbildung von Ungleich-
heit der Einkommensverteilung in Haus-
halten sind Heiratsentscheidungen von gro-
ßer Bedeutung. Heiraten von wirtschaftlich 
ähnlich gestellten Personen (Homogamie) 
übertragen bestehende Einkommens- und 
Vermögensungleichheiten auf der Ebene 
der Individuen auf die Ebene der Haus-
halte. Heiraten zwischen wirtschaftlich un-
terschiedlich gestellten Personen (Hetero-
gamie) reduziert hingegen die Ungleichheit 
zwischen Haushalten im Vergleich zur Un-
gleichheit zwischen den beteiligten Ehe-
leuten. Wenn das Klischee des deutschen 
Nachkriegsfilms vom Chirurgen, der die 
Krankenschwester heiratet, Realität wäre, 
würde durch die Eheschließung von Per-
sonen mit unterschiedlichen Verdiensten 
mehr Gleichheit der Haushaltseinkommen 
hergestellt, als wenn Ärzte untereinander 
heiraten. Die Neigung zur Homogamie, also 
der Heirat eher Gleicher, ist dabei von viel-
fältigen Faktoren abhängig. 

Position in der Einkommensrangfolge. Die 
Rangmobilität ist deshalb bei einer gegebe-
nen Einkommensfluktuation in Gesellschaf-
ten mit stärker nivellierten Einkommen au-
tomatisch höher; die Ungleichheit „vererbt“ 
sich weniger, was sich in einer niedrigen in-
tergenerativen Einkommenselastizität aus-
drückt. Dies ist sicher einer der Gründe, 
weshalb intergenerative Rangmobilität und 
Einkommensungleichheit in einer Gesell-
schaft positiv korreliert sind.

Auch der Grad der Bildungsmobili-
tät nimmt mit der Ungleichheit – im Län-
derquerschnitt betrachtet – tendenziell ab. 
Genauer: Die Wahrscheinlichkeit, dass ein  
Kind aus einem Haushalt mit niedrigem 
Einkommen eine tertiäre Ausbildung er-
hält, sinkt mit der Ungleichheit einer Ge-
sellschaft. Für Deutschland ist sehr gut do-
kumentiert, dass der Zugang zu höherer 
Bildung sehr stark mit der sozialen Her-
kunft korreliert und dass sich die interge-
nerative Bildungsmobilität im Zeitverlauf 
nicht erhöht hat. So finden Heineck und  
Riphahn (2009), dass die Wahrscheinlichkeit, 
einen höheren Bildungsabschluss zu erzie-
len, mit der Höhe des Bildungsabschlus-
ses der Eltern steigt. Die Wahrscheinlich-
keit, Abitur zu machen, ist bei Personen, 
deren Eltern einen Gymnasialabschluss ha-
ben, 67 % und liegt damit knapp 50 Prozent-
punkte höher als bei Personen, deren Eltern 
lediglich einen Hauptschulabschluss auf-
weisen.23 Auch dieser Befund ist zunächst 
einmal nur eine statistische Korrelation; 
ein kausaler Zusammenhang ist damit noch 
nicht belegt.24 

23	 Der starke Einfluss des Bildungsniveaus der 
Eltern auf das der Kinder hat über die Zeit nicht 
abgenommen.
24	 Dieser Zusammenhang ist allerdings kompati-
bel mit Gary Beckers (1960) Theorie der Fertilität: 
Familien mit höherem Einkommen haben nicht 
unbedingt mehr Kinder, aber sie investieren mehr 
Ressourcen in die Ausbildung ihrer Kinder.
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hätte, so hätte – bei gegebenem „Assortative 
Mating“ – alleine die zunehmende Erwerbs-
beteiligung von verheirateten Frauen zu ei-
ner Erhöhung der Ungleichheit zwischen 
den Haushalten geführt (Pestel 2017). 

Die soziologische Literatur befasst sich 
auch mit der Frage, welche Institutionen die 
Herausbildung stabiler Eliten befördern. So 
betont Michael Hartmann (2002), dass die 
Hälfte der Vorstandsvorsitzenden der 100 
größten Unternehmen in Deutschland aus 
dem Großbürgertum stammt.25 
Die Persistenz in den Führungszirkeln kann 
aus der Weitergabe von Wissen und Vermö-
gen innerhalb von Familien resultieren. Laut 
Hartmann sind wesentliche Gründe für die 
erfolgreiche Karriere des Nachwuchses die 
Erwartungshaltung der Eltern an die Karri-
ere der Kinder, die besseren Informationen 
über Karrierewege in Managerfamilien und 
die höhere Risikobereitschaft durch famili-
äres Vermögen.

Die intergenerative soziale Mobilität 
wird auch durch die „Financial Literacy“, 
also die Kompetenz in Finanzdingen, ge-
prägt. Während früher der Aufbau von Ver-
mögen durch eine Gründergeneration und 
das Verprassen dieses Vermögens durch die 
Kinder oder Enkel geradezu sprichwörtlich 
war, ist heutzutage der finanzielle Erfolg viel 
weniger von angeborenen unternehmeri-
schen Fähigkeiten abhängig. Vielmehr sorgt 
heutzutage die professionell erlernte „Fi-
nancial Literacy“ der Nachfolgegeneration 
dafür, dass das von den Eltern aufgebaute 
Vermögen nicht mehr so schnell verloren 
geht. Auch dieser Mechanismus könnte dazu 
beitragen, dass die soziale Mobilität in der 
langen Frist abnimmt.

25	 Die Abgrenzung der gesellschaftlichen Schich-
ten ist allerdings nicht ganz unumstritten; für eine 
populäre Diskussion siehe Georg Meck (2011): 
“Der Chefreport”, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 
25.07.2011.

Im traditionellen Modell der Ehe, wie es 
Gary Becker (1973) analysiert hat und das im 
Westdeutschland der Nachkriegszeit lange 
dominierte, spezialisieren sich die Ehe-
leute auf Marktarbeit einerseits und auf den 
Haushalt und die Kindererziehung anderer-
seits. Der Elternteil, der sich auf die Haus-
arbeit spezialisiert, muss die für den Ar-
beitsmarkt getätigten Bildungsinvestitionen 
großenteils abschreiben. Ausbildungsun-
terschiede und daraus resultierende Unter-
schiede in den Einkommenserzielungsmög-
lichkeiten erleichtern die Aufgabenteilung 
in der traditionellen Ehe, wo daher die Hei-
rat zwischen Ungleichen tendenziell etwas 
häufiger auftreten sollte. 

Für eine Doppelverdienerehe hingegen 
ist es für beide Partner von Vorteil, wenn der 
jeweils andere ein hohes Einkommen in die 
Ehe einbringt. Die moderne Doppelverdie-
nerehe begünstigt das „Assortative Mating“, 
also dass vermehrt wirtschaftlich Gleiche ei-
nander heiraten. Der Wandel familialer Le-
bensformen kann mithin Veränderungen 
in der Ungleichheit von Haushalten auslö-
sen. Wenn Ehen zunehmend zwischen Indi-
viduen gleichen Einkommenspotentials ge-
schlossen werden, so fällt ein „natürlicher“ 
Faktor der Umverteilung innerhalb der Fa-
milie weg. Eika et al. (2014) finden für die 
USA und Kanada (a) eine Tendenz zur Part-
nerwahl in derselben sozialen Schicht, (b) 
eine leichte Abnahme des „Assortative Ma-
ting“ über die Zeit bei Hochqualifizierten 
und (c) eine Zunahme desselben bei Ge-
ringqualifizierten. Grave und Schmidt (2012) 
finden für West- und Ostdeutschland eben-
falls eine Tendenz zur Partnerwahl dessel-
ben Bildungsniveaus und eine Zunahme des 
„Assortative Mating“ bei Geringqualifizier-
ten über die Zeit und bei allen Altersgrup-
pen. Selbst wenn der Grad des „Assortative 
Mating“ über die Zeit nicht zugenommen 
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Gleichwohl fördert oder behindert der 
Staat durch die Ausformung gesellschaftli-
cher und kultureller Institutionen, dass sich 
junge Menschen unterschiedlicher wirt-
schaftlicher Kraft oder aus unterschiedli-
chen gesellschaftlichen Schichten begegnen 
(und gegebenenfalls heiraten).27 Zu solchen 
gesellschaftspolitischen Richtungsentschei-
dungen zählt auch die Frage der Ausgestal-
tung von Bildungsinstitutionen. Die Her-
ausbildung von Privatschulen für Kinder 
der sozialen Oberschicht begünstigt im Ver-
gleich zu einem breiten, von allen Kindern 
besuchten Schulsystems mutmaßlich die 
Homogamie. Eliteschulen und -universitä-
ten fungieren ebenfalls als Heiratsmarkt für 
zukünftige Hochverdiener. Auch neue so-
ziale Medien, wie Partnervermittlungen im 
Internet, sind Bestimmungsfaktoren der 
Stärke des „Assortative Mating“.

27	 Konrad und Lommerud (2010) weisen dabei 
auf eine Komplementarität von Institutionen und 
staatlicher Umverteilung hin. Sie zeigen, dass ein 
hohes Maß an steuerlicher Einkommensumver-
teilung gut mit einem System von Kultur- und 
Bildungseinrichtungen harmoniert, in dem sich 
Jugendliche mit unterschiedlichem sozialen Hinter-
grund treffen, und dass ein geringes Maß an staatli-
cher Einkommensumverteilung gut harmoniert mit 
Kultur- und Bildungseinrichtungen, die Jugendliche 
aus unterschiedlichen sozialen Schichten eher von-
einander isolieren.

Ein politisch besonders wichtiger Me-
chanismus der sozialen Mobilität oder Im-
mobilität betrifft das Lernen. Wenn die Auf-
teilung auf verschiedene Schulformen in 
jungen Jahren der Kinder erfolgt, hängt der 
zukünftige Schulerfolg besonders stark vom 
Input der Eltern in den ersten Schuljahren 
ab. Damit ist geringe soziale Mobilität ge-
radezu vorprogrammiert; auf diesen Punkt 
wird im nächsten Kapitel weiter eingegan-
gen.

Bei den wenigsten dieser Mechanis-
men ist der Staat direkt involviert bzw. kann 
oder sollte eingreifen. Kaum jemand würde 
ernsthaft fordern, die „Financial Literacy“ 
von Kindern vermögender Eltern zwangs-
weise niedrig zu halten; allerdings könnte 
diejenige von Kindern weniger vermögen-
der Eltern in der Schule besonders gefördert 
werden. Auch kann und sollte die Weiter-
gabe von Erfahrungswissen zwischen Eltern 
und Kindern bezüglich der Karrierewege 
nicht behindert werden. Dass den Staat in 
einer freiheitlichen Gesellschaft nicht auf 
der Mikroebene und im Einzelfall direkt da-
rauf Einfluss nehmen darf, wer wen heiratet, 
versteht sich von selbst.26 

26	 Bezüglich des „Assortative Mating“ mag man 
einwenden, dass zwar nicht die Partnerwahl aber 
doch die Heiratsentscheidung vom Steuersystem, 
zum Beispiel vom Ehegattensplitting, abhängt. 
Je ungleicher die Einkommen der Partner desto 
größer ist der steuerliche Vorteil durch das Ehegat-
tensplitting. Damit wirkt das Ehegattensplitting im 
Vergleich zu einer Individualbesteuerung, wie sie 
in vielen anderen Industrieländern üblich ist, dem 
„Assortative Mating“ entgegen. Allerdings führt das 
deutsche Ehegattensplitting zu deutlich niedrigerer 
Arbeitsmarktbeteiligung von Frauen und hat auch 
auf diesem Weg Einfluss auf die Einkommensver-
teilung (Bick und Fuchs-Schündeln 2016). Steuer-
liche Fragen der Ehegattenbesteuerung bewegen 
sich jedoch jenseits der Zielsetzung dieses Gutach-
tens.
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und deren Determinanten auszurichten. 
Dabei geht es zum einen darum, dauerhafte 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden und dadurch 
die soziale Mobilität zu erhöhen, und zum 
anderen, qualifizierte Ausbildung zu ermög-
lichen und die intergenerative Mobilität zu 
steigern.

Wie oben ausgeführt kann eine Flexibi-
lisierung des Arbeitsmarktes die Rückkehr 
aus der Arbeitslosigkeit in Beschäftigung er-
leichtern und damit die aus vorübergehen-
den Schocks entstehende Ungleichheit der 
Lebenseinkommen abmildern. Die Arbeits-
marktpolitik ist damit ein wichtiges Ins-
trument zur Erhöhung der Mobilität. Um 
Menschen, die nur schwer in Jobs zu vermit-
teln sind, in den Arbeitsmarkt zu integrie-
ren, bedarf es eines flexiblen Arbeitsmark-
tes. Daraus folgt jedoch nicht zwangsläufig 
eine gleichere Einkommensverteilung. Dies 
hängt auch von der Instrumentenwahl ab. 
Führt eine Flexibilisierung des Arbeitsmark-
tes zu einer stärkeren Spreizung der Löhne, 
so geht die höhere Mobilität mit einer grö-
ßeren Ungleichheit beim laufenden Arbeits-
einkommen einher.28 

28	 Calderon und Chong (2009) analysieren empi-
risch, wie de jure und de facto Regulierungen des 
Arbeitsmarktes auf die Einkommensverteilung wir-
ken.

Staatliche Verteilungspolitik kann an den 
Ursachen von Ungleichheit ansetzen, in 
Marktprozesse eingreifen oder durch Steu-
ern und Transfers Marktergebnisse korrigie-
ren. Alle diese Maßnahmen sind nicht kos-
tenlos zu haben. Da Lohnsätze die wichtige 
Allokationsfunktion haben, unterschiedlich 
qualifizierte Arbeitskräfte in eine effizi-
ente Verwendung zu lenken, sind Eingriffe 
in den Prozess der Lohnbildung besonders 
kostspielig. Sie sind aber auch wenig ursa-
chengerecht. Unterschiedliche Lohnsätze 
sind unter anderem auch ein Abbild un-
terschiedlicher Produktivitäten und damit 
das Ergebnis von Bildung und beruflicher 
Qualifikation. Eine ursachengerechte staat-
liche Verteilungspolitik sollte diesbezüg-
lich weniger direkt bei Löhnen ansetzen, 
sondern bei Lebenseinkommen und deren 
Determinanten. Priorität sollte der Abbau 
von Bildungsbarrieren und damit die Erhö-
hung von Chancengleichheit und sozialer 
Mobilität haben. Das Steuer- und Transfer-
system kann darüber hinaus verbleibende 
Ungleichheit in verfügbaren Einkommen, 
die z.B. aufgrund sektoraler Schocks oder 
technischen Fortschritts entstehen, abmil-
dern. Der Beirat empfiehlt, die Verteilungs-
politik stärker als in der Vergangenheit auf 
Ungleichheiten in den Lebenseinkommen 

4.	 Ansatzpunkte für die Verteilungspolitik
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Unterschiede in der Ausbildung schla-
gen sich später im Leben in Einkommens-
ungleichheit nieder. Eine wachsende Un-
gleichheit lässt sich daher möglicherweise 
verhindern oder abbremsen, indem allen 
ein besserer Zugang zu einer einheitlichen 
„Grundausbildung“ gewährt wird. Dieser 
bessere Zugang erfordert nicht unbedingt 
höhere Budgets für die Bildung, aber eine 
bessere Ausgestaltung schulischer Institu-
tionen und eine bessere Koordination un-
terschiedlicher Hilfesysteme, so dass ins-
besondere Barrieren für benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen abgebaut werden. Im 
Rahmen dieser Stellungnahme kann der 
Wissenschaftliche Beirat nur beispielhaft 
einige mögliche Ansatzpunkte benennen; 
die bildungsökonomische Literatur hat sich 
umfassend mit der Wirkungsweise mögli-
cher Reformen, insbesondere auch hinsicht-
lich der sozialen Mobilität, befasst. Zu den 
Ansatzpunkten gehören Fragen der früh-
kindlichen Förderung insbesondere bei be-
sonders benachteiligten Gruppen (Heckman 
2006, Bauer und Riphahn 2010), des län-
geren gemeinsamen Lernens30 (Bauer und 
Riphahn 2006, Hanushek und Wößmann 
2006, Pekkarinen et al. 2009), der Durch-
lässigkeit von Schulsystemen, sowie der 
Verringerung von Abbrecherquoten.31 Ei-
nige dieser Maßnahmen könnten dazu die-
nen, eine Benachteiligung von Kindern zu 
vermeiden, die nicht hinreichend vom El-
ternhaus gefördert werden. Auch auf uni-
versitärer Ebene besteht nach wie vor eine 
gewisse soziale Selektivität. Kinder aus dem 
Bildungsbürgertum wechseln mit höherer 
Wahrscheinlichkeit als Kinder aus Arbei-

30	 Die geringere Ungleichheit, die längeres ge-
meinsames Lernen erzeugt, wird nicht mit einer ge-
ringeren Durchschnittsqualität erkauft. Hanushek 
und Wößmann (2006) finden eher Evidenz dafür, 
dass die Durchschnittsqualität durch längeres ge-
meinsames Lernen sogar noch steigt.
31	 Siehe auch OECD (2015, 44-45). Einen Über-
blick über die Unterschiede des Bildungserfolgs 
sowie dessen Determinanten im internationalen 
Vergleich liefert Wößmann (2016).

Staatliche Maßnahmen, wie Um- und Fort-
bildungsmaßnahmen oder Aktivierungs-
maßnahmen wie etwa bei der dänischen 
„Flexicurity“-Politik, können diesen Kon-
flikt potentiell entschärfen; sie sind aber mit 
höheren fiskalischen Kosten verbunden. 

Die soziale Mobilität am unteren Ende 
der Einkommensverteilung wird zum Teil 
auch durch Schnittstellenprobleme zwi-
schen den unterschiedlichen Institutio-
nen des deutschen Sozialstaates behindert. 
Findet beispielsweise ein Vater wieder Ar-
beit und verliert dadurch seinen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld II, so entfallen die 
rechtlichen Voraussetzungen für Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik für 
seine Kinder. Noch problematischer sei, so 
Georg Cremer, Generalsekretär der Cari-
tas, der Verschiebebahnhof staatlicher In-
stitutionen, weil eine klare Zuständigkeit 
für die Problemlagen der Menschen fehle: 
„Für eine Jugendliche, die in einer stationä-
ren Einrichtung der Jugendhilfe aufwächst, 
ist die kommunale Kinder- und Jugend-
hilfe zuständig. Zieht sie dort mit der Voll-
jährigkeit aus, erst mal ohne Perspektive auf 
Ausbildung oder Arbeit, wird sie vom Job-
center unterstützt. Findet sie einen Ausbil-
dungsplatz und ist sie dann auf Berufsaus-
bildungsbeihilfe angewiesen, erhält sie diese 
von der Arbeitsagentur. (…) Wenn sie wohn-
geldberechtigt ist, muss sie sich zudem an 
die kommunale Wohngeldbehörde wenden. 
In diesem eher alltäglichen Beispiel befas-
sen sich Mitarbeitende von vier Behörden 
in wechselnden Zuständigkeiten mit der Ju-
gendlichen und ihrer Lebenslage.“29 Alleine 
durch eine Verbesserung der Schnittstel-
len im deutschen Sozialstaat ließe sich die 
Förderung besonders benachteiligter Grup-
pen effektiver und zielgenauer ausgestalten 
und die Chancen für eine Aufwärtsmobili-
tät insbesondere bei jungen Menschen mit 
schlechten Startchancen könnten deutlich 
gesteigert werden. 

29	 Cremer, Georg (2016): „Die Armut richtig be-
kämpfen“, Frankfurter Allgemeine Zeitung, 15. Mai 
2016, 26.
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doch ungeeignet. Die Privilegierung von 
Unternehmensvermögen verhindert de 
facto, dass Erbschaften je nach der Art von 
Vermögen überhaupt nennenswert besteu-
ert werden. Der Wissenschaftliche Beirat 
hat in einem Gutachten aus dem Jahr 2012 
einen Vorschlag unterbreitet, wie die Erb-
schaftsteuer verfassungskonform reformiert 
werden könnte, ohne allzu hohe realwirt-
schaftliche Kosten zu verursachen. Denn 
hohe Erbschaftsteuersätze bergen die Ge-
fahr, die Kapitalbildung zu verringern und 
Unternehmen in ihrer Existenz zu bedro-
hen. Daher sieht der Vorschlag des Beirats 
vor, die weitgehenden Verschonungsregeln 
für Unternehmensvermögen abzuschaf-
fen, aber zugleich verbesserte Stundungs-
regeln einzuführen und die Steuersätze 
gegenüber dem Status Quo deutlich abzu-
senken. Da der Reformvorschlag die Bemes-
sungsgrundlage erheblich verbreitert, lässt 
sich mit Steuersätzen unterhalb der aktuel-
len Sätze die Erbschaftsteuer auch als Inst-
rument zur Steigerung der sozialen Mobili-
tät nutzen.

terhaushalten nach der Schule an eine Uni-
versität. Diese Selektivität fördert die sozi-
ale Immobilität, die dann wiederum teure 
staatliche Umverteilung ex post erfordert. 
Der Wissenschaftliche Beirat beim BMF 
(2010) hat in einem früheren Gutachten be-
reits darauf hingewiesen, dass die Finan-
zierung in Deutschland gleichsam auf dem 
Kopf steht: Während frühkindliche Bildung, 
die der sozialen Mobilität von unten nach 
oben besonders zuträglich ist, zumindest 
eine partielle Finanzierung durch die El-
tern erfordert, ist die Hochschulbildung, die 
im Mittel Haushalte mit überdurchschnitt-
lichem Einkommen hervorbringt, weitge-
hend gebührenfrei. Eine Umschichtung der 
Bildungsfinanzierung könnte signifikant 
zur Erhöhung der sozialen Mobilität beitra-
gen. 

Während eine Reform der Bildungspo-
litik bei der sozialen Mobilität von unten 
nach oben ansetzt, kann die Mobilität an der 
Spitze durch Besteuerung befördert wer-
den. Verschiedentlich wird gefordert, dass 
der Staat direkt in die Vermögensvertei-
lung durch eine Vermögensteuer eingreift. 
Eine solche Vermögensteuer ist jedoch aus 
verschiedenen Gründen (z.B. hohe Erhe-
bungskosten, Ertragsunabhängigkeit) pro-
blematisch, worauf der Wissenschaftliche 
Beirat in einem ausführlichen Gutachten 
(2013) hingewiesen hat. Die soziale Mobili-
tät im intergenerativen Kontext könnte aber 
durch die Erbschaftsteuer erhöht werden.32 
Zwar ändert eine moderate Erbschaftsteuer 
nicht die Reihenfolge der Vermögen in ei-
ner Gesellschaft; sie verringert aber die Un-
terschiede zwischen den Vermögen. Da die 
Vermögen über die Zeit durch das Sparver-
halten geändert und von Schocks beein-
flusst werden, steigt damit die Chance für 
Auf- und Abstiege in der Vermögenshier-
archie. Die gegenwärtige Ausgestaltung der 
Erbschaftsteuer ist für eine wirksame Ver-
ringerung der Vermögensunterschiede je-

32	 Für eine ähnliche Empfehlung siehe OECD 
(2015, 49).
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sein. Beispielsweise haben sich typische Le-
bensentwürfe verändert, auch was die Ar-
beitsmarktpartizipation angeht. Ein Anstieg 
der Ungleichheit ist daher nicht zwangsläu-
fig ein Zeichen verschlechterter Lebensum-
stände. Zudem wirken sich gesellschaftliche 
Entwicklungen, wie z.B. eine erhöhte Schei-
dungsquote oder eine vermehrte Erwerbs-
beteiligung von Frauen, direkt auf die Un-
gleichheit von Haushaltseinkommen aus. 
Der Beirat plädiert dafür, in der Diskussion 
um Verteilungsgerechtigkeit stärker als in 
der Vergangenheit auf Ungleichheiten in 
den Lebenseinkommen zu achten. 

Weil ererbtes Vermögen zu den Deter-
minanten zählt, ist eine maßvolle, aber kon-
sequente Besteuerung von Erbschaften ein 
zentrales Instrument der Verteilungspolitik. 
Noch wichtiger wären jedoch Maßnahmen, 
die geeignet erscheinen, den Bildungserfolg 
sozial benachteiligter Bevölkerungsgruppen 
zu steigern, um dadurch Chancengleichheit 
und intergenerative soziale Mobilität zu för-
dern.

Die Ungleichheit der Arbeitseinkommen 
in Deutschland ist über die letzten 25 Jahre 
hinweg gemessen am Gini-Koeffizienten ge-
stiegen. Dahinter verbergen sich indes un-
terschiedliche Entwicklungen. Ein Anstieg 
der Ungleichheit zeigt sich in den Stunden-
löhnen und in den Haushaltsbruttoeinkom-
men vorwiegend im ersten Jahrzehnt nach 
der Wiedervereinigung. Seit 2005 hat sich 
die Ungleichheit kaum verändert. Berück-
sichtigt man, dass die positive Arbeitsmarkt-
entwicklung die Zusammensetzung der 
Gruppe der Erwerbstätigen verändert hat, 
so ist die Ungleichheit der Stundenlöhne 
seit 2005 sogar gesunken. Das Steuersystem 
und der deutsche Sozialstaat haben dabei 
ihre ausgleichende Funktion über die Zeit 
hinweg bewahrt. Insbesondere die steigende 
Ungleichheit der Arbeitseinkommen am 
unteren Ende wird durch das Steuer- und 
Transfersystem deutlich verringert. 

Der Beirat weist in dieser Stellungnahme 
auch darauf hin, dass die ausschließliche Fi-
xierung auf jährliche Veränderungen der 
Ungleichheitsmaße zu kurz greift, zumal 
die unterschiedlichen Verteilungsindikato-
ren kein einheitliches Bild liefern. Ein Teil 
der Veränderung in der gemessenen Un-
gleichheit dürfte auf freiwillige, individuelle 
Entscheidungen der Bürger zurückzuführen 

5.	 Resümee 
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